I 


MASTER  NEGATIVE  # 


COLUMBIA  UNIVERSITY  LIBRARIES 
PRESERVATION  DIVISION 

BIBLIOGRAPHIC  MICROFORM  TARGET 


ORIGINAL  MATERIAL  AS  FILMED  - EXISTING  BIBLIOGRAPHIC  RECORD 


336.43  v/urz,  Armin  i883- 
26 

V 3 Die  ergebnisse  der  direkten  staats-steuern 

der  Stadt  Heidelberg  seit  einfiihrung  der  einkommensteuer 
Heidelberg  1910 

p,  C-M-i 

Bibliorraphy,  p 92-93 

0-. 

i ■ 


RESTRICTIONS  ON  USE: 


Reproductions  may  not  be  made  without  permission  from  Columbia  University  Libraries. 


TECHNICAL  MICROFORM  DATA 


FILM  SIZE: 


REDUCTION  RATIO: 


IMAGE  PLACEMENT:  lAl  MB  IIB 


DATE  FILMED: 


INITIALS 


TRACKING  # : 0 4^) 


FILMED  BY  PRESERVATION  RESOURCES,  BETHLEHEM,  PA 


'S 


I 

' ? 

t 


1 


t 

1 

■ a 

C 


/ ? 

l/'J 


DIE  ERGEBNISSE  DER  DIREKTEN 
STAATS = STEUERN  DER  STADT 

HEIDELBERG 

SEIT  EINFÜHRUNG  DER  EINKOMMENSTEUER. 


u 


INAUO  URAL- DISSERTATION 


ZUR 


ERLANOUNO  DER  DOCTORWÜRDE 


EINER 


HOHEN  PHILOSOPHISCHEN  EAKULTÄT 

ZU  HEIDELBERG. 


. . . VORGELEGT  VON  • 


ARMIN  WURZ 


. . MNANZPRAKTIKANT. 


DRUCK  VON  FERDINAND  THIERGARTEN  (BAD.  PRESSE)  KARLSRUHE  1910. 


I ! 


' 1 
i. 


Vorwort. 

Vorliegende  Abhandlung  ist  auf  Anregung  des  Herrn 
Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Gothein  entstanden.  — Sie  hat  den 
Zweck,  die  wirtschaftliche  Entwicklung  „Alt  Heidel- 
bergs“ in  den  letzten  25  Jahren  in  Rücksicht  auf  die 
steuerliche  Gesetzgebung  im  Grossherzogtum  Baden  zu 
beleuchten. 

Das  umfangreiche  Zahlenmaterial,  das  mir  vom 
(jrossherzoglichen  Ministerium  der  Finanzen  bereitwil- 
ligst zur  Verfügung  gestellt  wurde,  ist  mit  dankens- 
werter Unterstützung  des  Herrn  Professor  Dr.  Schott, 
Vorstand  des  statistischen  Amtes  in  Mannheim,  in  mög- 
lichst begrenztem  Raume  zusammengestellt. 

Die  Einsichtnahme  der  Stadtratsakten  über  die  Ein- 
gemeindung Neuenheims  und  Handschuhsheims  hat  mir 
Herr  Bürgermeister  Professor  Dr.  Walz  vermittelt. 

Ich  ergreife  daher  hier  gerne  die  Gelegenheit,  allen, 
besonders  aber  meinen  Herren  Lehrern  und  einem  ho- 
hen Ministerium  der  Finanzen,  für  das  meiner  Arbeit 
entgegengebrachte  Interesse  geziemendst  zu  danken. 

Heidelberg  im  Juli  1909 

Der  Verfasser. 


Die  Ergebnisse  der  direkten  Staats  - Steuern 

der  Stadt  Heidelberg. 
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Einleitung. 

Die  Stadt  Heidelberg,  ihre  Lage  und  Entwicklung. 


Erstes  Kapitel. 

Das  System  der  Ertragssteuern  und  die  Einkommensteuer  im 

Grossherzogtum  Baden. 


Zweites  Kapitel. 

Das  Ergebnis  der  Ertrags-  und  Einkommensteuer  der  Stadt  Heidelberg 
mit  Neuenheim  seit  Einführung  der  Einkommensteuer. 


Drittes  Kapitel. 

Das  Ergebnis  der  Ertrags-  und  Einkommensteuer  der  Gemeinde 
Handschuhsheim  seit  Einführung  der  Einkommensteuer. 

Viertes  Kapitel. 

Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der  Stadt  Heidelberg. 


Einleitung.  I 

r 

Heidelberg,  die  älteste  deutsche  Universitätsstadt,  f 

ist  am  Ausgangspunkt  des  Neckartals  in  die  Rheinebene  I 

gelegen.  Sie  wird  überragt  von  der  weltberühmten  i, 

Schlossruine  und  gilt  als  die  landschaftlich  schönste 
Stadt  Deutschlands, 

Ihre  geschichtliche  Entwicklung  ist  bis  zum  19. 
Jahrhundert  eng  mit  der  kurpfälzischen  Geschichte  ver- 
knüpft. Unter  der  Herrschaft  der  Kurfürsten  zu  grossem 
Wohlstände  gelangt,  geht  die  Stadt  durch  die  Franzo- 
senkriege (Ende  des  17.  Jahrhunderts),  durch  die  Ver- 
legung der  Residenz  der  Kurfürsten  nach  Mannheim 
(Karl  Philipp  1720)  und  durch  den  inneren  Zerfall  der 
Universität  unter  dem  Einflüsse  der  Jesuiten  ihrem  wirt- 
schaftlichen Niedergange  entgegen.  Nach  nahezu  100  I 

Jahren  gelangt  Heidelberg  unter  die  Herrschaft  der  I 

Markgrafschaft  Baden  (1803),  Die  Universität  wird  f 

durch  den  Markgrafen  Karl  Friedrich,  dem  ersten  Gross-  E 

herzog  von  Baden,  wiederhergestellt  und  allmählich  blü- 
hen  Stadt  wJe  Universität  wieder  auf.  Im  Jahre  180,5 
beträgt  die  Einwohnerzahl  der  Stadt  bereits  9490  Per-  I 

I 

sonen  und  das  Stadtgebiet  erstreckt  sich  vom  Karlstor  ( 

im  Osten  bis  zur  heutigen  Sophienstrasse  im  Westen. 


Die  Einführung  der  Gemeindeordnung  im  Jahre 
1831  unter  Grossherzog  Leopold  bildet  für  die  Stadt  eine 
sichere  Grundlage  ihrer  Entwicklung.  Dieselbe  wird 
gefördert  durch  die  Erstellung  der  Eisenbahnen  in  den 
40er  Jahren  in  der  Richtung  Mannheirn-Karlsruhe- 
Frankfurt,  Die  erste  Eisenbahnverbindung  ist  die 
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Strecke  Heidelberg-Mannheim  (12.  September  1840).  Erst 
1862  wird  durch  die  Eisenbahnstrecke  Heidelberg-Mos- 
bach teilweise  der  Odenwald  erschlossen.  Die  Ge- 
meinde Heidelberg  führt  im  Jahre  1853  die  Gasbeleuch- 
tung ein,  anschliessend  wird  die  Wasserleitung  ausge- 
dehnt, die  Quellen  des  Gebirges  (Königsstuhl,  Heiligen- 
berg, Siebenmühlental)  worden  dieser  nutzbar  gemacht. 
Die  Stadt  erweitert  allmählich  ihre  Grenzen,  sie  strebt 
liach  Westen  (Bergheim)  und  Süden  (Rohrbach).  Der 
Bergheimer  Stadtteil  erblüht  im  wesentlichen  durch  die 
Erstellung  der  Universitätskliniken,  an  denen  bedeu- 
tende Gelehrte  ihre  Tätigkeit  zum  Wohle  der  Mensch- 
heit entfalten. 

Das  auf  dem  reclTten  Neckarufer  liegende  uralte 
Dorf  Neuenheim  ist  von  dem  unmittelbaren  Verkehr  mit 
der  Stadt  noch  ausgeschlossen.  Die  einzige  Verbindung 
über  den  Neckar  bildet  die  alte  steinerne  Karl-Theodor- 
Brücke.  Erst  im  Jahre  1877  wird  auch  diese  Gemeinde 
durch  die  Erstellung  der  neuen  Neckarbrücke,  jetzt 
„Friedrichsbrücke ’,  dem  Einfluss  der  Stadt  Heidelberg 
inucrworfen.  Der  wirtschaftliche  Schwerpunkt  der 
Stadt  wird  verschoben.  Der  Osten  der  Altstadt,  beint 
Karlstor,  verödet;  Neuenheim  entwickelt  sich  rasch  zu 
einer  bedeutenden  Wohnstätte,  die  in  den  80er  Jahren 
(9.  Mai  1885)  eröffnete  Pferdebahn  (seit  1902  in  elektri- 
schem Betriebe)  bringt  diese  Teile  mit  der  Altstadt  in 
nähere  Verbindung.  Es  bevölkert  sich,  indem  viele 
Bürger  der  Altstadt  und  zuziehende  wohlhabende  Leute 
ihre  Wohnstätte  in  dieser  erschlossenen  Gemeinde  grün- 
den. Diese  nehmen  teil  an  allen  kommunalen  Einricii- 
tungen  der  Altstadt  (Schulen,  Theater,  Konzerte,  schöne 
Spazierwege  usw.),  ohne  zu  deren  Lasten  beizutragen. 
Andererseits  wäre  der  Altstadt  das  Gelände  dieser  Ge- 
markung von  grossem  Nutzen  und  könnten  der  Ge- 
meinde Neuenheim  unausbleibliche  Ausgaben  erspart 


1 


10 


bleiben,  (Ausgaben  für  besondere  Kanalisation,  für  Be- 
leuchtungsanlagen, für  Bauten  von  Schulen,  Herstellung 
von  Strassen.)  Hat  doch  die  Gemeinde  Neuenheim 
schon  zu  dieser  Zeit  nicht  unbedeutende  Schulden. 

Alle  diese  Umstände  lassen  den  Gedanken  reifen,  die 
Grenzen  der  Altstadt  nach  der  rechten  Neckarseite  aus- 
zudehnen. Im  Jahre  1891  wird  denn  auch  durch  Gesetz 
vom  26.  Juni  1890  (Ges.  und  V.-Bl.  1890  S.  4 39)  die  Ein- 
gemeindung Neuenheims  beschlossen.  Die  städtische 
Verwaltung  erhält  damit  einen  weitgehenden  Einfluss 
auf  die  Erbauung  dieses  neuen  Stadtteils  und  seiner  übri- 
gen Einrichtungen.  Neuenheim  wird  unter  städtischer 
Verwaltung  immer  mehr  zu  einer  Wohnstadt,  bald  sind 
die  Grenzen  Handschuhsheims  t)ebaut  und  schon  linden 
wir  städtische  Ansiedelungen  in  Handschuhsheim.  Durch 
die  Fortführung  der  am  7.  Oktober  1902  in  der  Altstadt 
errichteten  elektrischen  Strassenbahn  bis  Handschuhs- 
heim ist  diese  Gemeinde  um  ein  Bedeutendes  der  Stadt 
näher  gerückt*).  Es  werden  dort  immer  mehr  städtische 
Ansiedelungen  errichtet,  wodurch  sich  von  selbst  der 
Anschluss  an  Heidelberg  ergibt.  Am  1.  .Januar  1903  wird 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1902  (O.  u.  V.-Bl. 
1902  S.  111)  auch  diese  Gemeinde  rechts  des  Neckars 
der  Stadt  „Alt  Heidelberg“  einverleibt. 

Handschuhsheim  ist  bis  zu  seiner  Eingemeindung 
eine  ausgesprochene  Ackerstadt.  Die  Gemeinde  geniesst 
auch  wie  Neuenheim  die  Vorteile  der  städtischen 
Verwaltung.  In  Handschuhsheim  beträgt  1901  die 
Umlage  68  Pfg.,  während  Heidelberg  seit  1891 
gleichmässig  41  Pfg.  erhebt.  Die  Bodenwerte  steigen 
und  der  ländliche  Charakter  dieses  Stadtteils  ver- 
schwindet allmählich.  Auch  die  Gemeinde  Heidelberg  . 
hat  nicht  unbedeutende  Vorteile  durch  die  Eingemein- 

*)  Ursprünglich  besteht  Omnibusverkehr  nach  Handschuhslieim. 
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düng  Handschuhsheims.  Der  Heidelberger  Stadtwald, 
der  im  Jahre  1902  2054  ha  75  a unmfasst,  findet  einen 
Zuwachs  von  725  ha.  Zwar  ist  der  Wald  besonders 
wegen  übermässiger  Streunutzung  in  keinem  guten  Zu- 
stande, doch  steht  zu  erwarten,  dass  unter  der  städt- 
ischen Forstverwaltung  dieser  Uebelstand  bald  wieder 
behoben  sein  wird.  Der  Bürgernutzen  der  Gemeinde 
Handschuhsheim  besteht  in  2 Ster  Holz  und  20  Wellen; 
er  kommt  nach  der  Eingemeindung  allmählich  zur  Ab- 
lösung und  zwar  gemäss  § 65  der  Städteordnung.  Dar- 
nach behalten  die,  welche  eine  Anwartschaft  auf  den 
Bürgernutzen  besitzen  bezw.  das  Einkaufsgeld  entrich- 
tet haben,  den  Genuss,  die  frei  werdenden  Lose  fallen 
der  Gemeinde  anheim.  Dieselbe  Bestimmung  ist  anläss- 
lich der  Eingemeindung  Neuenheims  getroffen  worden. 

Es  erübrigt  sich  nur  noch,  der  Tatsache  Erwähnung 
zu  tun,  dass  in  dieser  Zeit  auch  die  für  Heidelberg 
äusserst  wichtige  Bahnhofsfrage  ihre  Erledigung  ge- 
funden hat.  Der  in  den  50er  .Jahren  errichtete  Bahnhof 
hat  schon  lange  nicht  mehr  für  den  überaus  starken  Ver- 
kehr ausgereicht.  Lange  Beratungen  und  die  Beilegung 
der  nicht  selten  auf  übertriebenem  Egoismus  der  Bürger 
beruhenden  Meinungsverschiedenheiten  haben,  so  dür- 
fen wir  wohl  hoffen,  endlich  die  glückliche  Lösung  der 
Aufgabe  gefunden.  Heidelberg  steht  durch  die  Bahn- 
hofsverlegung vor  dem  Beginn  einer  neuen  grossen  Ent- 
wicklung. Es  werden  wohl  unvermeidliche  Verkehrs- 
und Wertverschiebungen  (Grundstücke,  Gebäude)  ein- 
treten,  aber  für  die  Gesamtheit  des  Gemeinwesens  ist 
sie  von  unschätzbarer,  vorteilhafter  Bedeutung.  Die 
jetzigen  Verkehrsadern  (Hauptstrasse,  Anlagen)  werden 
entlastet  und  sich  in  der  Gegend  der  heutigen  Bahnhofs- 
strasse  in  der  Zukunft  fortsetzen.  Heidelberg  wird  durch 
diese  Bahnhofsanlage  mehr  als  bisher  dem  Durchgangs- 
verkehr angeschlossen. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Ertrags-  und  die  Einkommensteuer  im  Gross- 
herzogtum Baden. 


I 

i 


i 


t 


f 

I 


Das  System  der  Ertragssteuern  und  die  Einkommen- 
steuer im  Grossherzogtum  Baden 

Im  ersten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  ist 
das  Qrossherzogtiim  Baden  durch  Vereinigung  mehrerer 
(jebietsteüe  des  Südwestens  des  heutigen  Deutschland 
entstanden.  Das  Gebiet  der  vereinigten  Baden-Badener 
und  Baden-Durlacher  Linie  erfährt  unter  Markgraf  Karl 
Friedrich  von  Baden-Baden  noch  Erweiterungen  durch 
Angliederung  des  österreichischen  Breisgau  und  eines 
'l'eils  der  Kurpfalz.  Im  Jahre  1805  tritt  Karl  Friedrich 


dem  Rheinbunde  bei  und  erhält  durch  die  Gunst  Napo- 
leons einen  weiteren  Gebietszuwachs  von  3800  qkm  und 
den  Titel  Grossherzog  (1806). 

In  jedem  dieser  Gebietsteile  bestehen  mehr  oder 
weniger  unterschiedliche  Rechtsverhältnisse,  nicht  zu- 
letzt in  steuerlicher  Beziehung.  Es  ist  daher  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  der  Regierung,  eine  umfassende 
gesetzliche  Regelung  der  gesamten  Steuern  des  Landes 
vorzunehmen,  die  denn  auch  bis  zur  Einführung  der  Ein- 
kommen- bezw.  Vermögenssteuer  im  allgemeinen  be- 
stehen bleibt.  Die  beiden  ersten  Steuergesetze  werden 
bereits  im  .fahre  1810  erlassen  und  zwar  die  Grund- 
steuerordnung vom  20.  Juli  1810  und  die  Häusersteuer- 
ordnung  vom  18.  September  1810.  Diesen  beiden  Steuer- 
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gesetzen  schliest  sich  eine  weitere  Ertragssteuer,  die 
Gewerbesteuerordnung  vom  6.  April  1815  an.  Diese 
regelt  die  Besteuerung  des  gewerblichen  Reinertrags 
der  Hausarbeit,  des  Handwerks,  der  Fabrikation,  des 
Handels  und  der  Landwirtschaft,  nicht  aber  die  der  sog. 
liberalen  Berufsarten  (Beamte,  Künstler,  Aerzte  etc.). 
Der  Widerspruch  der  bisher  Besteuerten  gegen  dieses 
„ungerechtfertige  Privileg'’  veranlasst  denn  auch  die 
Regierung  zur  Einführung  der  Klassensteuer  (Ges.  v. 
31.  Okt.  1820).  Dieses  vierte  Glied  des  Ertragssteuer- 
systems besteuert  die  Einkommen  aus  Staats-  und 
anderem  öffentlichen  Dienste  und  aus  sonstiger  nicht 
gewerblicher  Tätigkeit,  sowie  die  Wittumsgehalte  und 
Apanagen  der  Mitglieder  der  Grossh.  Familie  und  zwar 
nach  einem  steigenden  Tarif  von  zehn  Klassen.  Die  Ein- 
kommen aus  Kapitalvermögen  sind  bisher  steuerfrei  ge- 
blieben. Durch  Gesetz  vom  4.  Juli  1848  wird  eine 
Kapitalsteuer  eingeführt,  die  aber  bereits  im  folgenden 
Jahre  wegen  der  ihr  anhaftenden  Mängel  einer  Um- 
arbeitung unterworfen  werden  muss  und  dann  mit  dem 
31.  März  1850  in  ihrer  veränderten  Gestalt  in  Kraft  tritt. 
Während  bei  allen  bisher  erörterten  Ertragssteuern  ein 
Schuldenabzug  von  vornherein  ausgeschlossen  ist,  dür- 
fen bei  der  Kapitalsteuer  alle  im  Grundbuch  einge- 
tragene und  durch  faustpfändliche  Hinterlegung 
von  Wertpapieren  versicherte  Schulden  abgerechnet 
werden. 

Diese  5 Arten  von  Ertragssteuern  bilden  die  wesent- 
liche Grundlage  für  die  weitere,  den  jeweiligen  Zeitver- 
hältnissen angepasste  Entwicklung  der  direkten  Steuern. 

Nachdem  seit  dem  Inkrafttreten  dieser  Steuern 
nahezu  vier  Jahrzehnte  verflossen  und  in  diesem  Zeit- 
raum tiefeingreifende  Aenderungen  des  Wirtschafts- 
lebens eingetreten  sind,  wozu  die  Entwickelung  der 
Grossindustrie  infolge  der  Fortschritte  der  Technik,  die 
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Umgestaltung  der  Lage  von  Handwerk  und  Haus- 
industrie, die  Umwandlung  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebsformen infolge  der  Bevölkerungszunahme,  die  Ver- 
änderungen im  Verkehrswesen  und  der  Organisation 
des  Warenabsatzes  in  erster  Linie  zu  rechnen  sind,  ist 
eine  Weiterbildung  dieser  Ertragssteuern  unabweisbare 
Notwendigkeit  geworden. 

Die  Gewerbe-,  Grund-  und  Häusersteuer  werden 
einer  Revision  unterworfen.  — Die  Preis-  und  Absatz- 
verhältnisse der  Produkte  sind  durch  die  Neuanlage  von 
Verkehrswegen  und  die  Zunahme  der  Bevölkerung 
wesentlich  andere  geworden,  sodass  die  nach  alten 
Grundsätzen  aufgestellten  Steueranschläge  zu  den  er- 
zielten  Reinerträgen  nicht  mehr  im  Verhältnis  stehen. 
Es  wird  daher  eine  neue  Katastrierung  des  landwirt- 
schaftlichen Geländes  wie  der  Gebäude  beschlossen. 
Während  die  Revision  des  Gewerbesteuergesetzes 
schon  im  Jahre  1854  (Ges.  v.  23.  März  1854)  beendet  ist, 
findet  das  schwierige,  mühevolle  und  zeitraubende 
Werk  der  Neueinschätzung  der  Grundstücke  und  Ge- 
bäude erst  1875  seinen  Abschluss.  Das  Ergebnis  dieser 
Neuveranlagung  ist  ein  sehr  günstiges.  Trotz  der  Re- 
duktion des  Steuerfusses  von  26  Kreuzern  von  100  fl. 
(oder  44  Pfg.  von  100  Mk.)  auf  28  Pfg.  für  100  Mk. 
Steuerkapital  steigt  der  Steuerertrag  im  Grossherzog- 
tum Baden  um  ungefähr  100  000  Mk. 

Mit  diesem  Ergebnis  der  Reform  der  direkten 
Steuern  fällt  zeitlich  das  Aufblühen  des  überseeischen 
Verkehrs  zusammen.  Die  Güterpreise  zeigen  zwar  eine 
steigende  Tendenz,  die  Rentabilität  der  Landwirtschaft 
hält  jedoch  damit  nicht  gleichen  Schritt.  Infolge  der 
Auslandskonkurrenz  bleiben  die  Getreidepreise  trotz  des 
Anwachsens  der  Bevölkerung  auf  ihrer  ursprünglichen 
Höhe  oder  gehen  sogar  zurück,  während  die  Produk- 
tionskosten vorwiegend  durch  die  erhöhten  Ansprüche 
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der  landwirtschaftlichen  Hilfsarbeiter  steigen.  Die  Folge 
davon  ist,  dass  die  Landwirtschaft  in  eine  missliche  Lage 
und  in  zunehmende  Verschuldung  gerät  und  mit  den 
durch  die  Steuerveranlagung  erhöhten  Abgaben  unzu- 
frieden ist.  Nicht  minder  sind  dies  aber  auch  die 
grösseren  Städte,  weil  infolge  der  Zunahme  der  Bevöl- 
kerung und  der  damit  wachsenden  Aufgaben  der  Städte 
eine  übermässige  Steigerung  des  Umlagefusses  not- 
wendig geworden,  wodurch  die  Grund-,  Häuser-  und  Ge- 
werbesteuerpflichtigen in  hohem  Masse  belastet  wer- 
den. Daher  reichen  den  Verbänden  unter  dem  Staat 
die  ihnen  bisher  zugewiesenen  Einkünfte  nicht  mehr. 
Den  Gemeinden  sind  auf  Grund  der  damaligen  Ge- 
meindeordnung nur,  die  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbe- 
steuerkapitalien zur  Deckung  der  Gemeindebedürfnisse 
überlassen  und  nur  zur  Bestreitung  des  Armenaufwan- 
des durch  Gesetz  vom  5.  Mai  1870  „Die  öffentliche 
Armenpflege  betr.",  ist  ihnen  auch  der  Beizug  der 
Klassen-  und  Kapitalrentensteuer  - Kapitalien  gestattet 
worden. 

In  dem  von  der  Petitionskommission  über  die  Vor- 
stellungen der  Städte  erstatteten  Bericht  wird  aner- 
kannt, dass  das  Steuerwesen  bedeutende  Mängel  auf- 
weise. Er  führt  u.  a.  aus,  dass  die  direkten  Steuern  im 
allgemeinen  in  keinem  richtigen  Verhältnis  mehr  zu  ein- 
ander stehen  sowohl  bezüglich  der  Steuerkapitalien 
als  auch  des  Steuerfusses  hinsichtlich  der  einzelnen 
Steuergattungen.  Während  nämlich  die  Steuerkapitalien 
für  Grundstücke  und  Gebäude  nach  Durchschnittskauf- 
preisen zurückliegender  Jahre  festgesetzt  sind,  wird  das 
Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuerkapital  in  der  Regel 
nach  den  Angaben  der  Pflichtigen  nach  dem  Wert  zur- 
zeit der  Abgabe  der  Steuererklärung,  also  jeweils  der 
Gegenwart,  festgestellL 
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Wenngleich  auch  diese  Steuererklärungen  von  dem 
Schatzungsrat  auf  ihre  Richtigkeit  bezw.  gewissenhafte 
Angabe  geprüft  werden,  so  ist  doch  nicht  ausge- 
schlossen, dass  bei  den  Barmitteln  etc.  des  Geschäfts- 
vermögens und  hauptsächlich  bei  dem  Kapitalvermögen 
unrichtige  Angaben  gemacht  werden,  dies  umso  mehr, 
als  in  vielen  Fällen  nach  der  Natur  des  Objekts  zuver- 
lässige Prüfungen  nicht  möglich  sind,  liier  sind  also 
Defraudationen  möglich,  während  dies  bei  dem  Liegen- 
schaftsvermögen ausgeschlossen  ist.  Eine  ungleiche  Be- 
handlungsweise der  Ertragssteuergattungen  besteht 
auch  darin,  dass  bei  der  Gewerbe-  und  Kapitalsteuer 
wenigstens  ein  teilweiser  Schuldenabzug  zugelassen  ist, 
bei  der  Grund-  und  Häusersteuer  jedoch  Schulden  über- 
haupt nicht  berücksichtigt  werden  dürfen.  Noch 
schroffer  treten  die  Ungleichheiten  zu  Tage  bezüglich 
der  Besteuerung  des  persönlichen  Verdienstes  oder 
Arbeitseinkommens.  Trotz  des  für  die  Gewerbe-  und 
Klassensteuer  geltenden  gleichen  Steuerfusses  ist  das 
klassensteuerpflichtige  Einkommen  wesentlich  höher  be- 
lastet als  der  persönliche  Verdienst  des  Gewerbe- 
treibenden. So  hat  z.  B.  als  höchste  Summe  des  persön- 
lichen Verdienstes  ein  Gewerbetreibender  ein  Kapital 
von  8000  fl.  zu  versteuern,  wenn  auch  sein  tatsächliches 
Einkommen  ein  wesentlich  höheres  ist.  Ein  Beamter 
dagegen  mit  einer  Besoldung  von  2400  fl.  wird  mit  840(> 
fl.,  und  mit  einer  solchen  von  4000  fl.  sogar  mit  19  000  fl. 
Kapital  zur  Steuer  herangezogen.  Ein  Angestellter  eines 
grösseren  Geschäfts  mit  einem  jährlichen  Einkommen 
von  3000  fl.  ist  nach  dem  Gewerbesteuertarif  als  Ge- 
werbsgehilfe  I.  Klasse  mit  einem  persönlichen  Verdienst- 


kapital von  höchstens  3000  fl.,  dagegen  ein  Staatsbeam- 
ter bei  gleichem  Einkommen  mit  dem  vierfachen  dieses 
Betrags  — 12  000  fl.  Klassensteuerkapital  — zur  Steuer 
beizuziehen.  Diese  exorbitante  ungleiche  Belastung 
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des  ganz  gleichen  Einkommens  hat  zu  grosser  Miss- 
stimmung führen  müssen  und  daher  eine  Änderung  der 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  geradezu 
herausgefordert. 

Das  Gewerbsteuergesetz  ist  infolge  des  in  den  70er 
.Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  beginnenden  Empor- 
blühens  von  Handel,  Gewerbe  und  Industrie  nicht  mehr 
zeitgemäss. 

In  Berücksichtigung  all’  dieser  Härten  und  Ungleich- 
heiten in  den  steuerlichen  Leistungen  beantragt  der 
Kommissionsbericht  eine  der  damaligen  Zeit  ent- 
sprechende Reform.  Dem  Landtag  1873/74  werden  da- 
her folgende  zwei  Gesetzentwürfe  vorgelegt:  „Die  Ein- 
führung einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betr.”  und 
„Die  Umwandlung  der  Kapitalsteuer  in  eine  Kapital- 
rentensteuer betr.“ 

Die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
w ird  abgelehnt  und  werden  wir  in  dem  Kapitel  über  die 
Einkommensteuer  darauf  zurückkommen.  Die  Vorlage 
„Umwandlung  der  Kapitalsteuer  in  eine  Kapitalrenten- 
steuer“ wird  dagegen  gutgeheissen  und  zum  Gesetz  er- 
hoben (Ges.  V.  30.  März  1874). 

Das  Kapitalsteuergesetz  ist  seiner  Zeit  schon  durch 
ein  Gesetz  vom  7.  April  1860  unter  Beibehaltung  der 
Grundlagen  des  ersteren  in  einigen  Punkten  geändert 
und  verbessert  worden.  Trotz  dieser  Änderungen 
haftet  dem  Kapitalsteuergesetz  noch  der  Mangel  an, 
dass  immer  noch  der  Nennw^ert  des  Kapitals  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Rentabilität  als  Grundlage  für  die  Besteue- 
rung dient  und  den  tatsächlichen  Zinsen-  bezw.  Renten- 
ertrag zu  wenig  berücksichtigt. 

Das  Kapitalrentensteuergesetz  schafft  hierin  Wandel 
insofern,  als  nur  das  wirkliche  Zinsen-  und  Rentenein- 
kommen zu  fatieren  ist  und  dieser  Betrag  mit  20  multi- 
pliziert zu  dem  der  Besteuerung  zugrund  zu  legenden 
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Steuerkapital  erhoben  wird.  Als  Nornialtag  für  die  Be- 
messung der  Höhe  des  Renteneinkommens  gilt  der 
1.  Mai,  seit  Einführung  der  Einkommensteuer  (1884)  der 
1.  April.  Änderungen  im  Bezug  des  Renteneinkommens 
während  des  .Jahres  bleiben  unberücksichtigt. 

Schon  anlässlich  der  Verhandlungen  über  diese  Ge- 
setzesbestimmungen hat  die  Regierung  dem  Landtag 
1873/74  eine  nähere  Piüfung  der  Gewerbe-  und  Kiassen- 
steuer  in  Aussicht  gestellt.  I^ern  folgenden  Landtag 
1875/76  wird  denn  auch  ein  diesbezüglicher  Entwurf 
vorgelegt,  der  für  die  Gewerb-  und  Klassensteuerpflich- 
tigen nicht  mehr  verschiedene,  sondern  dieselben  Be- 
stimmungen enthält.  Er  w ird  als  Erw  erbssteueigesetz 
vom  25.  August  1876  sanktioniert. 

Hierdurch  wird  in  erster  Linie  die  gleichmässigc 
Besteuerung  des  persönlichen  Verdienstes  aus  Gew  erbe- 
betrieb und  sonstiger  Tätigkeit  herbeigeführt  und  eine 
Vereinfachung  des  Steuersystems  erzielt.  Sodann  w^er- 
den  die  Gew  erbetreibenden  je  nach  ihrer  Leistungsfähig- 
keit besser  und  gerechter  steuerlich  erfasst,  da  nicht 
mehr  der  engbegrenzte  bindende  Tarif  von  1854,  sondern 
der  mittlere  .lahresertrag  der  gewerblichen  Unter- 
nehmung als  Masstab  für  die  Besteuerung  dient.  Für 
jeden  Betrieb  ist  der  mutmassliche,  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  entsprechende  Ertrag  desselben  festzu- 
stellen. Aus  der  schablonenhaften  Besteuerung  der  Ge- 
w erbesteuerpflichtigen  hat  sich  die  individualisierende 
entwickelt.  — Allerdings  ist  das  Veranlagungsgeschäft 
dadurch  bedeutend  schwieriger,  bildet  aber  zugleich 
eine  grundlegende  Vorbereitung  für  die  später  einzu- 
führende Einkommensteuer. 

Auf  w eitere  Einzelheiten  des  Erw  erbsteuergesetzes 
einzugehen,  dürfte  in  Anbetracht  dessen,  dass  dasselbe 
nur  von  kurzer  Dauer  gew  esen  ist  und  bald  durch  ein 
Einkommensteuergesetz  abgelöst  wird,  überflüssig  sein. 
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Nachdem  die  einzelnen  Ertragssteuerarten  und 
deren  verschiedene  Abänderungen  im  allgemeinen  be- 
sprochen, wenden  w ir  uns  der  Steuer  zu,  welche  berufen 
ist,  die  den  Ertragssteuern  anhaftenden  Mängel  und 
Härten  einigermassen  zu  beseitigen  und  auszugleichen. 


Die  Einkommensteuer. 

Wir  haben  gesehen,  dass  dem  Landtag  1873''74  ein 
Gesetzentwurf*)  über  die  Einführung  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  Vorgelegen  hat.  ln  seiner  Begründung 
wird  ausgeführt,  welche  Schwierigkeiten  sich  der  prak- 
tischen Ausführung  der  Einkommensteuer  als  ein- 
ziger Steuer  entgegenstellten,  während  ihre  Ein- 
führung als  Zusatzsteuer  dem  bestehenden  Steuer- 
system in  jeder  Weise  förderlich  sei.  So  könne  sie  ohne 
allzu  grosse  Schwierigkeiten  durchgeführt  werden  und 
sei  geeignet,  die  Härten  der  Ertragssteuern  einiger- 
massen auszugleichen.  Auch  sei  diese  Steuer  infolge 
ihrer  Beweglichkeit  zur  Deckung  wachsender  Bedürf- 
nisse berufen.  Weiter  auf  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzentwurfes  einzugehen,  verlohnt  sich  angesichts 
des  Zwecks  der  vorliegenden  Arbeit  nicht;  denn  der 
Entw  urf  ist  nicht  zum  Gesetz  erhoben  worden.  Zw^ar 
ist  die  2.  Kammer  mit  dem  Entw  urf  einverstanden,  aber 
das  Plenum  der  1.  Kammer  bringt  ihn  zu  Fall. 


*)  Bereits  dem  Landtag  1848  hat  ein  Oesetzentwuri  „Die  Ein- 
führung einer  wachsenden  Einkommensteuer  betr.”  Vorgelegen.  In 
diesem  ist  die  Einkommensteuer  als  Zusatzsteuer  zu  den  bereits 
bestehenden  direkten  Steuern  gedacht,  die  das  den  physischen  Per- 
sonen zufliessende  Einkommen  jeglicher  Art  treffen  soll.  Steuerfrei 
bleibt  das  Jahreseinkommen  eines  Verheirateten  bis  zu  300  Gulden 
und  das  eines  Ledigen  bis  zu  200  Gulden.  Die  Steuer  hat  man  nach 
Prozenten  des  Jahreseinkommens  in  Ansatz  bringen  wollen  und 
zwar  steigend  je  höher  das  Einkommen  sein  würde. 

•?* 
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Die  Regierung  zieht  daher  die  Vorlage  zurück, 
kündigt  aber  zugleich  die  Wiedereinbringung  eines  ent- 
sprechenden Entwurfs  zu  ihr  geeignet  erscheinender 
Zeit  an. 

Oie  gegen  die  bisherige  Besteuerung  ankämpfenden 
Grund-  und  Häuserbesitzer  und  die  infolge  der  Ein- 
führung des  Erwerbsteuergesetzes  erfolgte  steuerliche 
Verschiebung  veranlassten  denn  auch  bald  die  Regie- 
rung, einen  neuen  Gesetzentwurf  vorzulegen.  Die  durcli 
das  Erwerbssteuergesetz  bewirkte  Verschiebung  der 
steuerlichen  Lasten  auf  die  Schultern  der  grossen  und 
mittleren  Gewerbtreibenden  fällt  gerade  in  eine  Zeit  all- 
gemeiner gedrückter  Geschäftslage  und  gesteigerter  An- 
sprüche an  die  Industrie  infolge  sozialpolitischer  Refor- 
men. Auch  die  Lage  der  Landwirtschaft  ist  nach  den 
von  der  Regierung  im  .fahre  1883  gemachten  Erheb- 
ungen keine  günstige  und  so  kommt  es,  dass  nach  und 
nach  eine  für  eine  Einkommensteuer  günstigere  Stim- 
mung Platz  greift. 

Dem  Landtag  1883^84  geht  die  bereits  1873  an- 
gekündigte neue  Vorlage  zu.  Dieser  neue  Gesetzentwurf 
„Die  Einführung  einer  allgem.  Einkommensteuer  betr.“ 
behandelte  aber  nicht  die  Einkommensteuer  als  Zusatz- 
steuer wie  der  ursprüngliche.  Die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer soll  vielmehr  selbständig  neben  den  be- 
stehenden Steuern  einhergehen.  Sie  ist  denn  auch,  wie 
die  praktischen  Ergebnisse  zeigen,  ihrer  Aufgabe  voll- 
kommen gewachsen,  „sie  bildet  das  Rückgrat  des  bad. 
Steuersystems“  (Buchenberger).  — Die  Ertragssteuern 
dagegen  sind  zu  Ergänzungssteuern  geworden. 

Gemäss  der  Einleitung  des  Entwurfs  soll  dieses  neue 
Steuergesetz  zunächst  dazu  dienen,  bei  Verteilung  der 
Steuerlast  ausgleichend  zu  wirken,  — als  Subjektsteuer, 
die  die  persönlichen  Verhältnisse  zu  berücksichtigen 
weiss,  ist  sie  hiezu  auch  recht  wohl  geeignet.  — Sie  soll 
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den  Ausfall,  der  durch  Aufhebung  der  Erwerbsteuer  zu 
erwarten  sei,  decken,  der  etwaige  Ertragsüberschuss 
soll  zur  Ermässigung  des  Steuerfusses  der  übrigen  direk- 
ten Steuern  dienen.  Die  Festsetzung  des  Steuerfusses 
dieser  und  der  übrigen  direkten  Steuern  bleibt  den  je- 
weiligen Finanzgesetzey  Vorbehalten. 

Begeisterte  Aufnahme  findet  diese  Steuer  im  Land- 
tage gerade  nicht,  wie  überhaupt  jeder  neuen  Steuer  mit 
einem  gewissen  Missbehagen  und  Misstrauen  begegnet 
wird.  Man  vermisst  Vorschläge  wegen  gleichzeitiger 
Neuordnung  des  Gemeindesteuerwesens.  Die  Gewerbe- 
treibenden und  Kapitalisten  fühlen  sich  durch  diese 
Steuer  überlastet.  Verschiedene  Petitionen  von  Stadt- 
behörden, Handelskammern  und  gewerblichen  Ver- 
einigungen an  den  Landtag  verleihen  diesen  gehegten 

Befürchtungen  offiziellen  Ausdruck. 

Der  Gewerbtreibende  hat  aber  keine  Überlastung 
zu  fürchten,  denn  der  persönliche  Verdienst  des  Gewerb- 
treibenden soll  ja  geradeso  besteuert  werden,  wie  der 
des  Arbeiters.  Die  Gewerbsteuer  soll  nur  noch  vom 
gewerblichen  Betriebskapital  erhoben  werden.  (Siehe 
das  interimistische  Gewerbsteuergesetz  vom  9.  März 

1885,  Ges.-  u.  V.-Bl.  1885,  S.  157  ff.,  und  dessen  Ab- 
änderung durch  Ges.  v.  26.  April  1886,  Ges.-  u.  V.-Bl. 

1886,  S.  167  ff.,  nach  welch’  letzterem  nur  noch  das  Be- 
triebskapital der  im  Grossherzogtum  betriebenen  ge- 
werblichen Unternehmungen  der  Gewerbsteuer  unter- 
liegt. Lebhafte  Erörterungen  verursacht  noch  die  steuer- 

. liehe  Behandlung  der  Aktiengesellschaften  und  die 
Bildung  der  Steueranschläge  (Degression  oder  Pro- 
gression). Der  Landtag  versucht  immer  noch  eine  dila- 
torische Behandlung  der  Materie,  die  Regierung  aber 
tritt  bestimmt  für  den  Gesetzentwurf  ein  und  beide 
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Kammern  geben  schliesslich  ihre  Zustimmung,  wenn  auch 
die  1.  Kammer  verschiedene  Bedenken  geltend  macht. 

Zunächst  sollen  hier  die  wichtigsten  ürundsätze  des 
ursprünglichen  Einkommensteuergesetzes  folgen. 

In  demselben  ist  das  gesamte  Einkommen  eines 
Pflichtigen  in  steuerlicher  Beziehung  als  einheitliches 
Ganzes  behandelt.  Die  Veranlagung  des  Pflichtigen  zur 
Einkommensteuer  findet  nur  an  einem  Orte,  in  der  Regel 
an  seinem  W'ohnsitze  statt,  die  Ertragssteuern  dagegen 
besteuern  die  Objekte  (Grundstücke,  Gebäude  und  ge- 
werbliche Unternehmungen)  an  dem  Ort,  in  dem  sie  ge- 
legen bezw.  betrieben  werden.  Das  Kapitalvermögen 
wird  am  Wohnsitz  des  Pflichtigen  besteuert.  Die  von 
dem  Pflichtigen  zu  entrichtenden  Schuldzinsen  können  in 
vollem  Umfange  in  Abzug  gebracht  werden.  Die  Er- 
tragssteuern dagegen  kennen  einen  Schuldenabzug  nur 
in  beschränktem  Umfange  (bei  der  Kapitalrenten-  und 
Gewerbsteuer);  die  Besteuerung  der  einzelnen  Steuer- 
objekte an  verschiedenen  Orten  lässt  solchen  steuer- 
technisch nicht  zu. 

Tatsächliche  Änderungen  sind  bei  den  Ertrags- 
steuern nur  in  minderem  Masse  berücksichtigt  worden, 
die  Einkommensteuer  dagegen  trägt  diesen  bei  jeder 
neuen  Veranlagung  eines  Pflichtigen  Rechnung-  (Mit 
der  Einführung  der  Einkommensteuer  ist  auch  die  Ge- 
werbsteuer durch  Gesetz  vom  26.  April  1886  einer 
Revision  unterzogen  worden.  Der  Steuerpflichtige  hat 
jährlich  beim  Ab-  und  Zuschreiben  etwaige  Änderungen 
seines  Gewerbsteuerkapitals  zu  erklären,  die  aus  dem  ■ 
laufenden  Geschäftsbetrieb  herrührenden  Schulden  kann 
er  an  den  Aktiven  in  Abzug  bringen.) 

Nach  dem  Einkommensteuergesetz  ist  Gegenstand 
der  Besteuerung  das  .Jahreseinkommen  aus; 
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1)  Grundstücken,  Gebäuden,  Grundrechten  und  -Ge- 
fällen, sowie  dem  Betiieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft; 

2)  dem  Betrieb  eines  Gewerbes  einschliesslich  des 

Handels  und  Bergbaues; 

.3)  einem  öffentlichen  oder  privaten  Dienstverhältnis, 
wissenschaftlichem  oder  künstlerischem  Beruf,  oder 
einer  sonstigen  nicht  schon  unter  Ziff.  1 u.  2 begriffenen 
gewinnbringenden  Beschäftigung ; 

4)  Kapitalvermögen,  Renten  und  anderen  derartigen 
Bezügen. 

Nur  das  reine  Einkommen  wird  besteuert.  Es  sind 
daher  vom  rohen  Einkommen  die  zum  Erwerb  oder  zur 
Erhaltung  desselben  erforderlichen  Auslagen,  wie  die  auf 
den  einzelnen  Einkommensquellen  ruhenden  öffentlich 
rechtlichen  (ausgenommen  die  Einkommensteuer  selbst 
und  die  darauf  basierten  Gemeindeumlagen)  und  privat- 
rechtlichen Lasten  sowie  die  vom  Pflichtigen  nach- 
gewiesenen Schuldzinsen  in  Abzug  zu  bringen. 

Das  Existenzminimum  beträgt  500  Mark  (später, 
vom  .lahr  1904  an,  900  Mark).  Zu  dem  jeweiligen  Ein- 
kommen des  Steuerpflichtigen  ist  das  etwaige  besondere 

der  zu  seinem  Haushalt  gehörenden  Familienglieder  hin- 

• 

zuzurechnen,  sofern  und  soweit  nicht  diesen  der  Genuss 
zusteht  und  der  Betrag  für  jedes  Familienmitglied  selbst 
500  Mark  jährlich  beträgt.  Der  Verdienst  der  Familien- 
mitglieder muss  im  vorliegenden  Falle  von  ihrer  Tätig- 
keit ausserhalb  des  Geschäftsbetriebes  des  Haus- 
haltungsvorstandes herrühren. 

Steuerpflichtig  sind; 

I.  Physische  Personen.  Reichsausländer,  welche 
nicht  des  Erwerbs  wegen  im  Grossherzogtum  Baden 
V ohnen,  sind  nur  mit  dem  aus  reichsinländischen  Quellen 
geschöpftem  Einkommen  steuerpflichtig.  Weiter  sind 
alle  Einkommen,  die  aus  Grundbesitz  oder  Gewerbe- 
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betrieb  ini  Qrossherzogtum  oder  aus  einer  badischen 
Staatskasse  fliessen,  von  Pflichtigen,  die  nicht  im  Gross- 
herzogtum wohnen,  der  Einkommensteuer  unterworfen. 

In  der  Einkommensteuer  sind  „steuerfrei“  erklärt: 

])  das  Einkommen  aus  ausserhalb  des  Orossherzog- 
tums  I3aden  gelegenem  Liegenschaftsbesitz  und  den 
ausserhalb  des  Qrossherzogturns  betriebenen  Gewerben, 
die  Gehalte,  Pensionen  und  Wartegelder,  welche  aus- 
einer  nicht  badischen  Staatskasse  bezogen  werden  *); 

2)  die  Zivilliste  des  Grossherzogs,  sowie  die  Bezüge, 
welche  den  Mitgliedern  des  Grossherzogi.  Hauses  in  Ge- 

mässheit  des  Apanagengesetzes  vom  31.  Juli  1839  zrr 
fliessen; 

3)  das  Einkommen  der  Angehörigen  des  aktiven 
Heeres  und  zwar  bei  Unteroffizieren  und  Gemeinen 
unbeschränkt,  bei  anderen  Personen  nur  für  den  Fall 
einer  Mobilmachung; 

■4)  die  Militärpensionen  der  Militärpersonen  aus  der 
Klasse  der  Unteroffiziere  und  Gemeinen; 

5)  die  Dienstbezüge  der  aktiven  Gendarmen  vom 
Oberwachtmeister  abwärts; 

6)  Sterbquartalbezüge; 

7)  das  Einkommen,  das  nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  an  und  für  sich  den  Betrag  von  jährlich  500  Mk, 
(seit  1904  900  Mk.)  nicht  erreicht. 

Jeder,  der  diese  Steuerbefreiungen  nicht  geltend 
machen  kann  und  ein  Einkommen  über  500  Mk.  (seit  1904 
900  Mk.)  bezieht,  ist  verpflichtet,  seine  Einkommens- 
verhältnisse vor  der  zuständigen  Behörde  (dem  Grossh. 
Steuerkommissär  und  Schatzungsrat)  zu  erklären  (Prinzip 

*)  Die  Kassen  des  deutschen  Reichs  zählen  jedoch  nicht  zu 

diesen  Staatskassen;  die  Gehalte  der  Offiziere  und  Militär- 
beamten mit  Ausnahme  der  bayerischen  sind  als  aus  der  Reichs- 
kasse geleistet  anzusehen. 
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der  Selbsteinschätzung  mit  nachfolgender  Kontrolle 
durch  die  Organe  der  Steuerverwaltung).  Gegen  die 
Entscheidungen  des  Schatzungsrats  steht  dem  Pflichti- 
gen, wie  dem  Steuerkommissär  das  Recht  der  Be- 
schwerde an  die  Steuerdirektion  und  gegen  die  Ent- 
scheidung der  letzteren  dem  Pflichtigen  nach  Massgabe 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Verwaltungs- 
rechtspflege die  Klage  beim  Verwaltungsgerichtshofe  zu. 

Die  Zeit,  in  die  regelmässig  die  steuerliche  Ver- 
anlagung der  Pflichtigen  fällt,  das  Ab-  und  Zuschreiben, 
beginnt  mit  dem  1.  April  eines  jeden  Jahres.  Von  diesem 
Zeitpunkte  ab  sind  feste  *)  wie  wandelbare  **)  Bezüge 
von  über  500  Mk.  (seit  1904  900  Mk.)  jährlich  und  zwar 
erstere  mit  ihrem  Stand  am  1.  April  des  jeweiligen  Ver- 
anlagungsjahres, letztere  nach  dem  durchschnittlichen 
Ergebnis  der  letzten  drei  Kalender-  bezw.  Geschäfts- 
jahre anzumelden.  Wandelbare  Bezüge,  die  noch  nicht 
solange  fliessen,  sind  nach  dem  Durchschnitt  dieses 
kürzeren  Zeitraumes  oder  nach  dem  voraussichtlichen 
Erträgnis  des  laufenden  Jahres  zu  veranlagen.  In  Natu- 
ralien oder  Nutzungen  bestehende  Einkommensteile  sind 
nach  mittleren  Ortspreisen  in  Geld  anzuschlagen.  Für 
Dienstboten  darf  aber  der  nicht  in  Geld  bestehende  Lohn 
nicht  höher  als  zu  200  Mk.  jährlich  veranschlagt  werden. 

Bei  der  Berechnung  des  Zinserträgnisses  aus 
Lotterieanlehenslosen  etc,  kommen  die  Bestimmungen 

*)  Neben  Gehalten  unü  ähnlichen  Einkommen  zahlen  hierzu  die 
Pacht-  und  Mietzinse. 

**)  Zu  den  wandelbaren  Bezügen  gehören  alle  in  ihrem  Jahres- 
betrag unbestimmten  oder  schwankenden  Bezüge,  wie  Einkünfte 
aus  land-  und  forstwirtschaftlichem  oder  gewerblichem  Betrieb, 
Geschäftsgebühren,  Einnahmen  aus  wissenschaftlicher  oder  ähn- 
licher Tätigkeit,  Tag-  und  Stücklöhne,  Dividenden  aus  Aktien  und 
Kuxen  etc. 
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des  Kapitalrentensteuergesetzes  in  Anwendung,  bei  Fest- 
setzung der  Schuldzinsen  und  Lasten  die  Vorschriften 
des  Artikel  16  desselben  Gesetzes. 

Den  richtigen  Vollzug  des  Gesetzes  suchen  Straf- 
bestimmungen zu  sichern.  I >ie  Erben  eines  Steuer- 
pflichtigen sind  daher  auch  verpflichtet,  bei  Strafver- 
meiden etwa  zu  wenig  entrichtete  Einkommensteuer  des 
Erblassers  in  doppeltem  Betrag  nachzuzahlen. 

Nachdem  wir  den  Gegenstand  der  Besteuerung,  das 
steuerbare  Einkommen,  die  steuerpflichtigen  Personen, 
die  Steuerbefreiungen,  den  Beschwerdeweg  und  das  für 
die  Steueranlage  massgebende  .Jahreseinkommen  im 
allgemeinen  besprochen  haben,  kommen  wir  zu  dem 
interessanten  Punkte  des  Einkommensteuergesetzes,  der 
Fesstellung  der  Steueranschläge.  In  dem  Entwurf  von 
1873  ist  nicht  die  proportionale,  sondern  die  progressive, 
d.  i.  die  die  grössere  Leistungsfähigkeit  relativ  stärker 
erfassende  Einkommensteuer  vorgesehen.  In  dem  be- 
stehenden Einkommensteuergesetz  aber  wird  von  der 
Progression  abgesehen  und  tritt  an  deren  Stelle  die 
D e g r e s s i o n. 

Die  Progression  — die  steigende  Skala  — beginnt  in 
der  untersten  Stufe,  von  der  sie  ansteigen  kann  bis  zu 
einer  Höhe,  die  gleichbedeutend  ist  mit  einer  vollständi- 
gen Absorbierung  des  Einkommens  selbst.  Die  De- 
gression  dagegen  — die  absteigende  Skala  — hat  eine 
festgelegte  Oberstufe.  Alle  über  diese  Oberstufe  an- 
steigenden Beträge  werden  nur  noch  proportional  be- 
steuert, während  alle  unter  diesen  bleibenden  Beträge 
mit  abnehmender  Grösse  eine  nach  unten  zunehmende 
steuerliche  Entlastung  erfahren.  In  dem  vorliegenden 
Gesetze  wurde  die  Oberstufe  auf  30  000  Mk.  festgesetzt. 
Der  Steueranschlag  dieser  Summe  ist  gleich  dem  Ein- 
kommen, d.  i.  gleich  100  %. 
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Die  Degression  selbst  kann  wieder  in  zweifacher 
Weise  durchgeführt  werden,  entweder  durch  Ab- 
schwächung des  Steuerfusses,  oder  durch  entsprechende 
Festsetzung  besonders  zu  bildender  Steueranschläge,  In 
dem  Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  1884  besteht 
die  Degression  in  der  Bildung  besonderer  Steuer- 
anschläge. 

Das  niederste  steuerbare  Einkommen  von  500  Mk. 
wird  zu  \/r.^=  100  Mk.,  das  Einkommen  von  1000  Mk.  zu 
V4  = 250  Mk.  angeschlagen.  Bei  jeden  w eiteren  100  Mk. 
Einkommen  steigt  der  Steueranschlag  bei  500  bis  900  Mk. 
Einkommen  um  je  25  Mk.,  bei  Einkommen  von  1000  bis 
2000  inkl,  um  je  50  Mk.,  bei  einem  solchen  von  2100  bis 
zu  3000  um  je  75  Mk.  Steueranschlag.  Für  Einkommen 
von  3000  Mk.  bis  10  000  Mk.  exkl.  ist  der  Steueranschlag 
gleich  dem  Einkommen  unter  Abzug  von  1500  Mk.,  für 
ein  solches  von  10  000  Mk.  bis  30  000  Mk.  exkl.  gleich 
dem  Einkommen  unter  Abzug  von  1000  Mk.  Bei  letz- 
teren Einkommensgrössen  werden  aber  die  Steuer- 
anschläge mit  Abstufungen  von  ,500  Mk.  gebildet 

ln  dieser  Skala  tritt  klar  die  Aufgabe  der  Degression. 
wachsende  Belastung  der  steigenden  Einkommen  bis  zu 
einer  gewissen  Grenze,  und  sinkende  Belastung  der 
kleineren  Einkommen  in  die  Erscheinung. 

Damit  wären  die  wichtigsten  Bestimmungen  des 
Einkommensteuergesetzes  vom  20.  Juni  1884,  welche  mit 
dem  durch  jeweiliges  Finanzgesetz  festzusetzenden 
Steuerfuss  für  das  Steuerergebnis  von  Bedeutung  sind, 
in  grossen  Zügen  dargelegt. 

Nicht  lange  aber  hat  es  in  dieser  Fassung  bestanden 
und  schon  müssen  einzelne  Bestimmungen  des  Gesetzes 
fallen.  Die  Regierung  hat  sich  bereits  im  Entwurf  für  die 
Steuerfreiheit  der  Genossenschaften  und  Versicherungs- 
gesellschaften auf  Gegenseitigkeit  erklärt,  die  Land- 
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stände  haben  sich  aber  dieser  Auffassung  nicht  an- 
schliessen  können  und  so  wird  die  Steuerpflicht  dieser 
(ienossenschaften  und  Qesellschaften  in  das  Gesetz  auf- 
genommen. Infolge  unverhältnismässig  hoher  Belastung 
aber  wendet  sich  diese  Gruppe  der  Steuerpflichtigen  an 
die  Regierung  um  Änderung  dieser  Gesetzesvorschrift, 
Diese  legt  dem  Landtag  1891/92  einen  entsprechenden 
Gesetzentwurf  vor,  der  genehmigt  und  als  Gesetz  vom 
6.  Mai  1892  mit  der  Massgabe  publiziert  wird,  dass  es 
mit  dem  1.  Januar  1894  in  Wirksamkeit  zu  treten  habe, 
(S.  Ges.-  u.  V.-Bl.  1892,  S.  119.) 

Weitere  Änderungen  erfährt  das  Einkommensteuer- 
gesetz durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1894  (Ges.-  u, 
V.-Bl.  1894,  S.  279),  nach  welchem  eine  Abweichung  in 
der  durch  das  ursprüngliche  Gesetz  bestimmten  Bildung 
der  Steueranschläge  eingetreten  ist.  Der  Einkommen- 
steueranschlag besteht  seitdem  bei  Einkommen  von 
10  000  bis  20  000  Mk.  für  die  ersten  10  000  Mk.  Ein- 
kommen in  9000  Mk.  Steueranschlag,  für  je  weitere  volle 
500  Mk.  Einkommen  in  weiteren  500  Mk.  Bei  Einkommen 
von  20  000  bis  zu  25  000  Mk.  ist  der  Steueranschlag  für 
je  volle  500  Mk.  = 500  Mk.,  bei  Einkommen  von  25  000 
Mk.  und  mehr  für  je  volle  1000  Mk.  = 1000  Mk.  Zugleich 
wird  bestimmt,  dass  der  jeweils  durch  Finanzgesetz 
bestimmte  Steuerfuss  in  folgender  Weise  zu  erhöhen  ist:^ 
(Progression.) 

Bei  Steueranschlägen; 
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Diese  gesteigerte  Heranziehung  der  grösseren  Ein- 
kommen zur  Steuer  findet  ihren  (jrund  in  der  misslichen 
Lage  der  badischen  Finanzen  nach  der  Budgetperiode, 
für  welche  der  Steuerfuss  auf  2 Mk.  (1892/93)  festgesetzt 
ist.  In  dem  vorhergehenden  Zeitraum  der  Wirksamkeit 
des  Einkommensteuergesetzes  von  1886  bis  mit  1891  be- 
trägt der  Steuerfuss  jeweils  2 Mk.  50  Pfg.  für  100  Mk. 
Steueranschlag  und  sind  die  verschiedenen  Grössen  der 
Einkommensteueranschläge  durchaus  gleichmässig  be- 
handelt. In  der  I.  Kammer  sind  gegen  die  Herabsetzung 
des  Steuerfusses  zwar  Bedenken  geäussert  worden  aber 
der  damalige  Finanzminister  hat  diese  für  unzutreffend 
erklärt  und  sich  dahin  geäussert,  dass  für  absehbare  Zeit 
eine  Erhöhung  des  Steuerfusses  ausgeschlossen  sei. 
Doch  schon  nach  zwei  Jahren  muss  der  Steuerfuss 
V Jeder  auf  seine  ursprüngliche  Höhe  zurückgeführt 
w erden  und  ist  dazu  noch  die  Einführung  der  Progression 
notwendig  geworden.  Nur  für  Einkommen  von  500  bis 
900  Mk.  '=  100  bis  200  Mk.  Steueranschlag  ist  der  Steuer- 
fuss aus  sozialpolitischen  Gründen  in  Höhe  von  2 Mk, 
belassen  worden.  Diese  Bestimmungen  sind  bis  zum 
9.  August  1900  unverändert  in  Kraft "). 

Mittlerweile  ist  das  Wirtschaftsleben  in  mancher 
Hinsicht  verschoben  worden.  Die  Verkehrsbeziehungen 
sind  in  den  90er  Jahren  sehr  stark  gewachsen,  dem 
sozialpolitischen  Charakter  (Wagner)  der  Steuer  wird 

*)  Die  Einführung  des  W'andergewerbesteuergesetzes  vom 
S.  Mai  1899  seit  1.  .lanuar  1900  in  Kraft,  hat  durch  die  im  § 1 
Abs.  2 des  Gesetzes  eingeräumte  vollständige  oder  teilweise  Be- 
freiung von  der  Veranlagung  zur  Gewerbsteuer  und  zur  Ein- 
kommensteuer (§  7 der  Vollzugsordnung  vom  12.  Juni  1899)  keine 
wesentliche  Verschiebung  hervorgerufen.  Hat  doch  Heidelberg  für 
das  Jahr  1908  an  Wandergewerbesteuer  nur  einen  Betrag  von 
528.3  Mk.  und  Handschuhsheim  sogar  nur  einen  solchen  von  51  Mk. 
aufzuweisen. 
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das  W ort  geredet,  an  die  Änderungen  der  Rechtsgrund- 
lagen knüpfen  sich  wichtige  wirtschaftliche  Folgen.  Ge- 
rade in  letzterer  Beziehung  ist  ein  bedeutender  Fort- 
schritt des  Wirtschaftslebens  zu  verzeichnen. 

Während  in  unserem  Bundesstaate  bisher  fast  jeder 
Staat  sein  besonderes  Recht  hat  (gemeines,  badisches, 
preussisches,  französisches  Recht),  ist  durch  R.-G.  vom 
20.  Dezember  1878  die  Zuständigkeit  der  Reichsgesetz- 
gebung auf  das  gesamte  bürgerliche  Recht  ausgedehnt 
worden.  Am  18.  Aug.  1896  wird  das  B.  G.-B.*),  das  bür- 
gerliche Recht  des  deutschen  Reiches,  publiziert  und 
tritt  mit  dem  1.  Januar  1900  in  Kraft.  Gleichzeitig  findet 
eine  durchgreifende  Änderung  des  H.-G.-B.**)  statt.  Im 
Anschluss  an  die  wichtigen  Änderungen  des  bisheri- 
gen Rechtszustandes  (Baden  steht  bisher  unter  dem 
badischen  Landrecht,  das  stark  von  französischen 
Rechtssätzen  durchzogen  ist,  wird  das  Einkommen- 
steuergesetz einer  eingehenden  Revision  unterzogen. 

Dieselbe  macht  sich  in  folgenden  Punkten  geltend: 

1.  Erhöhung  der  Freigrenze  von  500  auf  900  Mk. 
(nach  dem  Vorbilde  Preussens). 

2.  Heranziehung  der  Gewerkschaften  und  Gesell- 
schaften ni.  b.  H.  zur  Einkommensteuer  und  die  Wieder- 
besteuerung der  Konsumvereine. 

Die  Regierung  begründet  diesen  Punkt  mit  Recht 
damit,  dass  die  Gewerkschaften  und  Gesellschaften  m. 
b.  H.  nach  Zweck  und  Form  ähnlich  und  daher  auch 
steuerlich  gleich  zu  behandeln  seien.  Würde  die  Steuer- 
freiheit der  Gesellschaften  m.  b.  H.  zugestanden,  so  wür- 
den auch  die  Aktiengesellschaften  der  Besteuerung  ent- 
gehen, indem  sie  den  Charakter  von  Gesellschaften  m.  b. 


*)  Bürgerliches  Gesetzbuch. 

**)  Handelsgesetzbuch. 


H.  annehmen  würden.  Die  grösseren  Konsumvereine 
seien  als  Kapitalassociationen  zu  betrachten,  die  wie  die 
.Aktiengesellschaften  nach  Gew  inn  strebten  und  seien 
daher  auch  für  einkommensteuerpflichtig  zu  erklären. 
Den  ländlichen  Konsumvereinen  dagegen  sei,  als  För- 
derern der  Landw  irtschaft,  die  Steuerfreiheit  zu  be- 
lassen. 

3.  Besteuerung  der  sich  nicht  des  Erwerbs  wegen 
im  Grossherzogtum  aufhaltenden  Reichsausländer,  so- 
fern sie  seit  mindestens  1 Jahre  ununterbrochen  in 
Baden  w ohnen. 

4.  Pflichtige,  die  verheiratet,  haben  auch  das  Ein- 
kommen ihrer  Frau  ohne  Rücksicht  auf  das  bestehende 
eheliche  Güterrechtsverhältnis,  das  .Arbeitseinkommen 
ihrer  Frau  jedoch  nur  dann  mitzuversteuern,  wenn  es 
den  Betrag  von  500  Mk.  erreicht. 

5.  Festsetzung  des  Einkommens  aus  kleineren,  nicht 
auf  Grund  eines  Forsteinrichtungsw  erks  bewirtschafte- 
ten Waldungen  auf  3%  des  Steuerwertes  des  Waldes. 

6.  Haftbarmachinig  der  Unternehmer  von  grösseren 
Bauausführungen  für  die  Steuer,  welche  ihre  nicht  im 
Grossherzogtum  dauernd  ansässigen  ausländischen  Ar- 
beiter aus  ihrem  Arbeitsverdienst  zu  entrichten  haben. 

7.  Ausdehnung  der  Verpflichtung  zur  .Anmeldung 
von  Hilfspersonen  auf  alle  diejenigen,  welche  nicht  blos 
im  Haushalt  oder  beim  Betrieb  der  Landwirtschaft  Hilfs- 
personen verwenden. 

8.  Wandelbare  Bezüge  sind  nach  dem  tatsächlichen 
Ergebnis  des  letzten  Geschäfts-  bezw.  Kalender-Jahres 
und  nicht  mehr  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  drei 
Jahre  zu  besteuern. 

Diese  durch  das  Gesetz  vom  7.  Aug.  1900  in  das  Ein- 
kommensteuergesetz vom  20.  Juni  1884  gebrachten  Än- 
derungen treten  mit  dem  1.  J a n u a r 1 9 0 2 i n K r a f t. 
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(Qes.-  u.  V.-Bl.  von  1900,  S.  991  ff.)  Die  beschlossene 
Erhöhung  des  Existenzminimums  von  500  auf  900 
Mark  kommt  erst  vom  1.  Januar  1904  an  in  Wirksamkeit, 
weil  zuvor  noch  das  Qemeindewahlrecht  einer  Revision 
unterzogen  werden  muss. 

Damit  hat  die  Einkommensteuergesetzgebimg  im 
allgemeinen  ihren  Abschluss  gefunden  *). 

*)  Im  übrigen  vergleiche:  Qes.-  u.  V.-Bl.  No.  XXVIII  vom 
20.  Juni  1884. 
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Steuerfuss  der  Einkommensteuer  mit  seinen  jeweiligen  Änderungen. 
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Zweites  Kapitel. 

Das  Ergebnis  der  Ertrags-  und  Einkommensteuer  der 
Stadt  Heidelberg  mit  Neuenheim  seit  Einführung  der 

Einkommensteuer. 

Hie  letzte  Veranlagung  unter  der  Herrschaft  der  Er- 
tragssteuern hat  für  das  Jahr  1885  in  der  Stadt  Heidel- 
berg einen  Gesamtertrag  von  301  9-44  Mk.  ergeben.  Den 
Löwenanteil  hat  das  Grund-  und  Häusersteuerkapital  mit 
103  811  Mk.  aufzuweisen.  Nächst  diesem  partizipiert  an 
dem  Gesamtertrag  das  Ergebnis  der  Kapitalrentensteuer 
(101  804  Mk.),  aus  persönlichem  Verdienst  mit  ungefähr 
^4,  während  das  Gewerbsteuerkapital  (Betriebskapital) 
um  ein  Bedeutendes  zurückbleibt.  (Ertrag  38  420  Mk.) 

Es  ist  diese  Tatsache  aber  nicht  etwa  auf  die  steuer- 
liche Veranlagung  an  sich  zurückzuführen,  sondern  auf 
den  vorwiegend  ländlichen  Charakter  der  Stadt  zu  da- 
maliger Zeit.  Gewerbe  und  Industrie  haben  hier  über- 
haupt kein  ausgiebiges  Feld,  eine  Erscheinung,  der  wir 
in  der  weiteren  Behandlung  dieser  Arbeit  noch  öfters 
begegnen  werden.  Grössere  gewerbliche  Anlagen  sind 
daher  hier  nur  in  geringer  Zahl  (Zigarrenfabriken,  Bier- 
brauereien, Kunstwollfabrik)  gegründet  worden,  die  Ar- 
beitermassen und  das  Heer  der  Privatbeamten  sind  aus- 
geblieben und  damit  auch  ein  etwa  grösserer  Ertrag  aus 
Gewerbebetrieb,  Arbeits-  u.  Dienstleistungen. 

Juristische  Personen,  die  da  sind  Gemeinden,  Lokal- 
stiftungen, Pfarr-  und  Schuldienste,  ergeben  einen  Er- 
trag von  10  685  Mk.  aus  (jrund-,  Häusersteuer-  und. 
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Kapitalrentensteuerkapital.  Andere  juristische  Per- 
sonen, d,  h.  solche  zu  Erwerbszwecken,  kennt  die  da- 
malige Steuergesetzgebung  noch  nicht. 

Die  Ertragsquellen  aus  Pfarr-  und  Schuldiensten 
sind  meistenteils  Grundstücke,  die  dem  Geistlichen  oder 
Lehrer  zur  Nutzung  unentgeltlich  überlassen  werden. 
Die  jeweiligen  Nutzniesser  haben  die  auf  den  Objekten 
ruhenden  Lasten  zu  tragen.  Erst  seit  dem  Jahre  1893 
werden  die  Steuern  der  Liegenschaften  der  Schuldienste 
von  den  Gemeinden  angefordert.  Die  Kapitalrenten- 
steuer der  juristischen  Personen  ergibt  sich  vorwiegend 
aus  Stiftungen. 

Für  alle  Ertragsquellen  ist  derselbe  Steuerfuss  — 
26  Pfg.  — festgelegt,  der  bereits  im  folgenden  Jahre  mit 
der  praktischen  Einführung  der  Einkommensteuer  auf 
18,5  Pfg.  reduziert  wird.  Nur  für  die  Kapitalrentensteuer 
besteht  bereits  ein  ermässigter  Steuerfuss  von  15  Pfg., 
der  aber  im  Jahre  1886  noch  weiter,  nämlich  auf  11  Pfg., 
herabgesetzt  wird. 

Heidelberg  zählt  im  Jahre  1885  mit  Neuenheim  zu- 
sammen im  ganzen  26  928  Einwohner.  Von  diesen  sind 
5789  steuerpflichtig , darunter  4558  erwerbssteuer- 
pflichtig. In  der  Rentensteuer  sind  1596  Pflichtige, 
darunter  28  juristische  Personen  veranlagt.  Etwa  ein 
Viertel  der  damaligen  Einwohnerzahl  entrichten  somit 
die  allgemeinen  Abgaben. 

Die  Zensiten-  und  Bevölkerungszahl  lässt  nur  einen 
summarischen  Vergleich  zu.  Wir  unterscheiden  nach 
der  Aufstellung  der  Kataster  die  Zahl  der  Zensiten  im 
ganzen,  die  Erwerbs-  bezw.  Einkommensteuerpflichtigen 
und  die  Rentensteuerpflichtigen.  Da  nun  ein  Pflichtiger 
in  diesen  drei  Gruppen  der  Zensiten  jeweils  Vorkommen 
kann,  so  wird  die  Summe  dieser  drei  Gruppen  immer 
über  die  wirkliche  Zahl  hinausgehen.  Wir  ersehen  aber 

3* 


36 


aus  der  gegebenen  Zusammenstellung  ohne  weiteres, 
dass  die  grösste  Zahl  der  Steuerpflichtigen  sich  aus 
solchen  zusammensetzt,  die  auf  das  Einkommen  aus 
Arbeits-  und  Dienstleistungen  angewiesen  sind. 

Wir  wollen  zunächst  bei  den  Ertragssteuern  ver- 
bleiben und  ihre  Entwicklung  bis  zur  Einführung  der  Ver- 
mögenssteuer verfolgen.  (Tabelle  I.) 

Sie  nehmen  mit  einer  Ausnahme,  im  Jahre  1892, 
stetig  zu.  Auch  die  drei  Ouellen  (Grund-  und  Häuser- 
.steuerkapital,  Qewerb-,  Kapitalrentensteuerkapital),  aus 
denen  sie  geschöpft  werden,  wachsen  mit  wenigen  Unter- 
brechungen absolut  wie  relativ  immer  mehr  an.  Ihre  er- 
giebigste Ertragsquelle  ist  bis  zu  ihrer  Verdrängung 
durch  die  Vermögenssteuer  das  Kapitalrentensteuer- 
kapital. Trotz  der  schonenden  Behandlung  durch  das 
Gesetz  — der  Steuerfuss  des  Kapitalrentensteuerkapitals 
im  Höchstsatz  beträgt  12  Pfg.,  während  er  für  alle 
übrigen  Ertragsquellen  auf  mindestens  15  Pfg.  angesetzt 
ist hat  es  immer  den  grössten  Anteil  am  steuerlichen 

Ergebnis. 

Ausgenommen  von  zwei  geringen  Rückschlägen 

steigt  das  Kapitalrentensteuerkapital  fortwährend  an  und 

hat  vom  Jahre  1896  bis  1907  eine  aussergewöhnliche  Zu- 
nahme zu  verzeichnen  — in  einem  Zeitraum  von  10 

Jahren  ist  es  um  137%  gestiegen.  — 

Diese  Tatsache  mag  wohl  mit  der  Ausdehnung  der 
Stadt  auf  dem  rechten  Neckarufer  Zusammenhängen. 
Infolge  der  Eingemeindung  Neuenheims  sind  an  der  Nord- 
westseite des  Heiligenberges  reizende  Wohnplätze  ge- 
schaffen worden,  die  den  Zuzug  wohlhabender  Leute 
gefördert  haben.  Die  kleinen  Schwankungen  sind  ledig- 
lich auf  Zu-  und  Wegzug  bezw.  auf  Erhöhung  bisher  Ver- 
anlagter zurückzuführen.  Die  wesentliche  Erhöhung  im 
Jahre  1907  ist  in  der  Einführung  der  Vermögenssteuer 
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begründet.  Jeder  Pflichtige  hat  darnach  neben  seinem 
Kapitalvermögen  auch  das  Zinsenerträgnis  zusammen- 
stellen müssen  und  ist  dadurch  zu  gewissenhafteren 
Angaben  veranlasst  worden.  Es  soll  aber  auch  nicht 
unerwähnt  bleiben,  dass  die  Findigkeit  der  jeweiligen 
Veranlagungsbehörden  das  Ergebnis  der  steuerlichen 
Veranlagung  in  verschiedener  Weise  beeinflussen  kann. 

Am  Gesamtergebnis  der  Ertragssteuerkapitalien  hat 
die  Kapitalrentensteuer  immer  den  grössten  Anteil.  Seit 
dem  Jahre  1903  liefert  sie  sogar  mehr  als  die  Hälfte  des 
Gesamtertrages  (504Vo«  etc.),  ist  also  eine  ergiebigere 
(Juelle  als  das  Grund-,  Häuser-  und  Gewerbsteuerkapital 

zusammen. 

Die  Bedeutung  des  Kapitalvermögens  tritt  noch  mehr 
in  den  Vordergrund,  wenn  wir  sehen,  dass  der  Steuerfuss 
der  Kapitalrentensteuer  durchweg  niederer  ist,  als  der 
der  übrigen  Ertragssteuern  und  die  Kapitalrentensteuer 
trotzdem  immer  den  höchsten  Ertrag  aufweist. 

Das  Steuerergebnis  der  juristischen  Personen  aus 
Kapitalrenten  ist  zwar  relativ  ein  sehr  grosses  (340  %), 
aber  absolut  immerhin  sehr  gering.  Der  höchste  Anteil 
der  juristischen  Personen  am  Ergebnis  der  Kapitalrenten- 
steuer fällt  in  das  Jahr  1905  mit  18,8  Vo«.  Unter  die 
juristischen  Personen,  die  Kapitalrentensteuer  bezahlen, 
zählen  Stiftungen,  Pfarrfonds  etc.  (Stiftungen  zu  Wohl- 
tätigkeitszwecken sind  steuerfrei.) 

Nicht  in  demselben  Verhältnis  ist  die  Zahl  der 
Zensiten  gestiegen;  sie  hat  sich  wohl  in  dem  der  Arbeit 
zugrunde  gelegten  Zeitraum  nahezu  verdoppelt  (von  100 
auf  194%  gestiegen),  ist  aber  mit  Rücksicht  auf  die 
Kapitalvermehrung  dieser  Ertragsquelle  bedeutend 
zurückgeblieben. 

Nächst  dieser  Steuer  des  Ertragssteuersystems  ist 
in  der  Stadt  Heidelberg  die  Grund-  und  Häusersteuer  die 
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stärkste  Ertragsquelle.  Sie  zeigt  absolut  eine  stetige 
Zunahme,  dagegen  wird  ihr  Anteil  am  Gesamtertrag 
immer  geringer,  in  dem  Zeitraum  von  22  Jahren  sinkt  er 
um  122'  J 00<  Dieser  Rückgang  wird  durch  das  Ergebnis 
der  Kapitalrentensteuer  wieder  gedeckt. 

Immerhin  ist  aber  das  Qrund-  und  Häusersteuer- 
kapital um  etv\  as  mehr  als  das  Doppelte  gestiegen.  Diese 
Steuerkapitalien  resultieren  vorwiegend  aus  Gebäuden, 
die  Grundstücke  bilden  davon  einen  verhältnismässig 
sehr  geringen  Prozentsatz.  Besonders  seit  den  90er 
Jahren  hat  infolge  der  Eingemeindung  Neuenheims  und 
Handschuhsheims  eine  rege  Bautätigkeit  eingesetzt. 

Trotz  dieser  bedeutenden  Entwickelung  sind  aber 
die  Häusersteuerkapitalien  verhältnismässig  nur  sehr 
langsam  gestiegen.  Seit  der  allgemeinen  Katastrierung 
der  Gebäude  aufgrund  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1866  hat 
keine  Neueinschätzung  sämtlicher  Gebäude  mehr  statt- 
gefunden. Die  Einschätzung  ist  damals  in  einem  Wert- 
kataster nach  dem  mittleren  Kaufpreise  der  Jahre 
1853 — 1862  erfolgt. 

Dies  sind  alles  Umstände,  warum  wir  wider  Er- 
warten trotz  der  bedeutenden  Entwickelung  der  Stadt  in 
den  letzten  20  Jahren  und  trotz  der  hohen  Güterpreise 
eine  langsame  Zunahme  der  Grund-  und  Häusersteuer- 
kapitalien bemerken. 

Erst  mit  Rücksicht  auf  die  einzuführende  Ver- 
mögenssteuer ist  durch  Gesetz  vom  9.  August  1900  eine 
Neueinschätzung  sämtlicher  Grundstücke  und  Gebäude 
angeordnet  worden. 

Der  Anteil  juristischer  Personen  am  Grund-  und 
Häusersteuerkapital  ist  ziemlich  gering,  er  erreicht  in 
dem  ganzen  Zeitraum  unserer  Betrachtung  nicht  150  Voo. 
Vorwiegend  sind  es  die  Stadtgemeinde  mit  ihrem  Ge- 
lände (Wald)  und  einzelne  Brauereien  und  andere,  die 
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als  juristische  Personen  Grund-  und  Häusersteuer  zahlen. 
Waldsteuer  wird  von  der  Stadt  keine  entrichtet,  weil  sie 
ihren  eigenen  Förster  hat  und  diese  Steuer  sonst  gleich- 
sam nur  als  Entgelt  für  die  staatliche  Aufsicht  über  die 
Waldungen  erhoben  wird.  Der  Anteil  der  Aktiengesell- 
schaften und  Gesellschaften  m.  b.  H.  ist  absolut  und 
relativ  sehr  stark  gewachsen.  Diese  Erscheinung  hängt 
aber  weniger  mit  der  Vermehrung  dieser  Art  von  Gesell- 
schaften in  Heidelberg  als  mit  der  Vergrösserung  der 
bestehenden  zusammen.  So  haben  z.  B.  die  Bier- 
brauereien durch  Aufkauf  von  Wirtschaften  sich  im  Laufe 
der  Jahre  ihr  Grund-  und  Häusersteuerkapital  zu  mehren 

gewusst.  Überhaupt  haben  in  Heidelberg  im  Gegensatz 

« 

zu  anderen  Orten  sich  juristische  Personen  zu  Erwerbs- 
zwecken nur  wenige  gebildet:  die  bestehenden  aber 
haben  ein  grosses  konkurrenzloses  Feld  und  sind  da- 
durch emporgeblüht. 

Schliesslich  kornmen  wir  zur  dritten  Ertragsquelle 
des  Ertragssteuersystenis,  zu  dem  Gewerbsteuerkapital. 
Dasselbe  hat  im  Gegensatz  zu  anderen  Städten  und 
Orten  einen  äusserst  geringen  Zuwachs  aufzuweisen. 

Die  Oewerbsteuer  ist  die  einzige  Steuer  des  Ertrags- 
steuersystems, die  in  ihrer  Ausgestaltung  der  Subjekt- 
steuer nahe  kommt  und  vermag  daher  eher  mit  der  Ent- 
wicklung der  Zeit  rechnen  (s.  I.  Kapitel).  Trotzdem  hat 
ihr  Ergebnis  mit  Rücksicht  auf  die  technischen  Fort- 
schritte der  Industrie  und  des  übrigen  Gewerbes  in  den 
letzten  Jahrzehnten  eine  geringe  Zunahme.  Der  Boden 
der  Heidelberger  Gemarkung  ist  für  grössere  Fabrik- 
anlagen zu  teuer,  zuviel  Kapital  müsste  schon  im  Grund 
und  Boden  angelegt  werden  und  würde  dadurch  seinen 
produktiven  Zwecken  entzogen.  Ausserdem  trägt  sich 
die  Verwaltung  der  Stadt  nicht  mit  der  Absicht,  eine 
grosse  Industrie  ansiedeln  zu  lassen.  Anlagen  neuer  oder 
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EHragssteuern  d«r 


1 2 3 4 5 


Jahr 

• 

Anzahl 
der  Ein- 
wohner 

Zensiten 

Grund-  und 
Häuser- 
äteuerkapital  j 

Ji 

Oewerb- 

Steuerkapitall 

! 

Ji 

Im 

ganzen 

der  1 

Einkommen-! 
Steuer  j 

1886 

26  928 

7 497 

1 

6 466  ! 

40  293  920 

14  787  400 

100 

100 

100  1 

100 

100 

1887 

7 658 

6 654 

40  667  790 

15  041  100  , 

102 

103 

101 

102 

1888 1 

■ 

1 

7 911 

6 929 

41 322  270 

15  449 100 

106 

107 

103 

104 

1889 1 

8183 

7 202 

41  979  570 

16  804  000 

109 

111 

104 

1 14 

1890  j 

31  739 

8 422 

7 465 

43165  800  1 

18  077  400 

118 

112 

115 

107  ! 

122 

1891 

8 385 

7 429 

44  049  820 

19  020  500 

111 

115 

109 

129 

18921 

9 387 

8 346 

49  782  400  1 

20  357  600  i 

125 

129 

124 

IdÖ 

1893 

9 586 

8 547 

50  833  730 

21  065  200 

128 

131 

126 

142 

1894 

10  029 

9 023 

52  082  390 

21  763  700 

133 

140 

129 

147 

1895 

35  190 

10110 

9 100 

53  040  830 

22  350  900  i 

131 

135 

141 

133 

151 

1896 

10  433 

9 425 

54  265  570 

21  857  100 

139 

146 

135 

148 

1897 

10  733 

9 743 

55  413  780 

22  840  9C0  1 

143 

151 

138 

154  1 

1898 

10  932 

9 962 

57  656  440 

22  986  500 

146 

154 

143 

155 

1899 

11  240 

10  270 

58  812  910 

j 24  605  300 

150 

159 

146 

! 166 

1900 

40  121 

11617 

10  649 

61  365  920 

25  957  600 

I 149 

155 

165 

155 

176 

1901 

12  258 

i 11 273 

64  027  240 

: 29  541  500 

i 

163 

174 

163 

199 

1902 

■ 

1 

12  252 

11  260 

67  368  850 

; 31057  700 

1 

163 

174 

171 

210 

1903 

1 

12  364 

' 11  357 

70  486  510 

i 32  357  700 

1 

1 

165 

176 

175 

219 

1904 

1 

■ 

j 

10  623 

9 464 

73  857  630 

33  458  300 

1 

i 

142 

146 

183 

226 

1905 

! 45 113 

10  914 

9 739 

77  787  020 

1 35  252  300 

168 

146 

151 

193 

238 

1906 

11506 

10  300 

81  355  990 

37  343  600 

153 

159 

202 

253 

1907 

11966 

10  704 

1 83  832  810 

40  898  400 

160 

^165 

1 209 

277 

t 

Die  Tabelle  der  juristischen  Personen  ist  wegen  ihrer  geringen 
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Stadt  Heidelberg. 

7 8 9 10 U 


Kapital- 
! renten- 
steuerkapital ^ 

Ertrag  des 
Grund-  und 
Häuser- 
iteuerkapitals 

Ji 

Ertrag  des  j 
Gewcrbe- 
;teuerkapitals ' 

Ji 

Ertrag  des 
Kapital- 
entensteuer- 
kapitals 

Ji 

Summe  der 
Erträge  der 
Ertrags- 
deiierkapitalien 

Ji 

68  867  040  1 

1 

74543 

27  356 

75  753 

177  654 

100  1 

72  086 180 

75  235  ! 

27  826 

79  294 

100 

182  356 

i 105 

71  776  980 

76  446  ; 

28  580 

78  974 

103 

184  001 

104 

77  900  200 

1 

77  662 

31 087 

85  690 

104 

194  439 

113 

82  085  800 

1 

79  856  ' 

33  443 

90  294 

109 

203  594 

; 119 

1 84  312  580 

81  492 

35  187 

92  725 

115 

209  405 

122 

87  382  920 

74  673 

30  536 

87  382 

118 

192  592 

127 

84  307  280 

76  250  , 

31 597  i 

94  307 

108 

202  155 

122 

95  782  080 

78123 

32  645 

95  782 

114 

206  551 

139 

96  537  980 

79  561 

33  526 

96  537 

116 

209  625 

140 

102  259  620 

81  398 

32  785 

102  259 

118 

216  443 

149 

i 111046  280 

83  120 

34  261 

111  046 

122 
228  428 

161 

115  425  400 

86  484 

34  479 

115  425 

129 

236  389 

168 

121  501  680 

88  219 

36  007 

121 504 

133 
245  730 

176 

127  569  400 

93  949 

38  936 

127  569 

138 
260  454 

i 185 

137  029  580 

98315 

1 

44  312 

137  029 

147 

279  656 

t69 

147  669  120 

103  282 

i 

46  586 

147  669 

157 

297  538 

214 

156  945  420 

105  729 

48  536 

156  945 

167 

311  210 

228 

166  533  280 

110  786 

50187 

198  639 

175 

359  612 

239 

171  078  240 

116  680 

52878 

205  293 

202 
3.4  851 

248 

181  352  280 

122  033 

i 56  015 

217  622 

211 

395  670 

263 

197  104  920 

125  749 

1 61 347 

236  525 

223 
423  6?1 

' 286  1 
Bedeutung  für  die  Arbeit 

nicht  angeschlossen. 

239 

I 
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Kapitairentensteuer 


der  5tadt  Heidelberg. 


Anzahl 

Renten- 

Steuerbare 

1 

Steuerbares 

Steuer-  j 

1 \ 

Jahr 

der  Ein- 

Steuer- 

1 1 

Rente 

Kapital 

Ergebnis 

wohner 

Pflichtige 

Ji 

ji 

1886  I 

1887  ! 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 
19Ü3 

1904 

1905 


1906 


1907 


26  928 

100 


31  789 

118 


35  190 

131 


40  121 

149 


45113 

108 


1617 

100 

1664 

103 

1699 

105 

17.55 

109 

1794 

111 

1836 

114 

1851 

114 

1900 

117 

1925 

119 

1971 

122 

2032 

126 

2056 

127 

2152 

133 

2216 

137 

2263 

140 

2332 

144 

2498 

l.i4 

2586 

160 

2687 

166 

2765 

171 

2870 

178 

3142 

194 


3 443  352 

100 

3 604  309 

105 

3 588  849 

104 

3 895  460 

113 

4 104  290 

119 

4 215  629 
122 

4 369  146 

127 

4 715  364 

137 

4 789  104 

139 

4 826  899 

140 

5 112  981 

149 

5 552  314 

161 

5 771  270 

168 

6 075  234 

176 

6 378  470 

185 

6 852  979 

199 

7 383  456 

214 

7 847  271 
228 

8 276  664 

240 

8 553  912 

9 067  614 

261 

9 855  246 
286 


68  867  040 

100 

72  068  180 

105 

71  776  980 

104 

77  900  200 

113 

82  085  800 

120 

84  312  580 

122 
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bestehender  Industrien,  die  das  einzig  dastehende  Land- 
schaftsbild der  Stadt  beeinträchtigen  könnten,  wird  die 
Genehmigung  versagt.  Schon  durch  diese  Massregel  ist 
die  Entwickelung  einer  grösseren  Industrie  unterbunden. 

Es  rührt  daher  dieses  Qewerbsteuerkapital  vorwiegend 
aus  den  Unternehmungen  der  Handwerker,  Kaufleute, 
Gastwirte,  Zigarren-Fabrikanten,  Brauereien  und  Banken 
her.  Seit  Ende  der  90er  .lahre,  d.  i.  seit  dem  Jahre  1898, 
hat  sich  das  Gewerbsteuerkapital  mehr  sprungweise  ver- 
mehn;  es  ist  bis  1907  um  122  % gestiegen.  Die  Stadt  hat 
sich  seit  dieser  Zeit  mehr  zu  einer  „Geschäfts  -Stadt 
entwickelt.  Die  ganze  Hauptstrasse,  die  Hauptverkehrs- 
ader der  Stadt,  ist  in  ihrem  westlichen  Teil  von  mitunter 
äusserst  luxuriös  ausgestatteten  Verkaufsläden  umsäumt. 

Wie  die  absolute  Entwicklung  der  Gewerbsteuer- 
kapitalien,  so  auch  ihr  Anteil  am  Gesamtergebnis  der 
Ertragssteuern.  Ende  der  80er  und  anfangs  der  90er 
Jahre  hat  die  Gewerbsteuer  ihren  grössten  Anteil 
am  Gesamtergebnis,  nämlich  168  Voo,  auf  zu  weisen,  um 
aber  dann  immer  zu  sinken  bis  MO  Voo  im  Jahre  1904 
und  144  Voo  im  Jahre  1907.  Dies  hat  lediglich  seinen 
Grund  in  der  geringen  Zunahme  der  Gewerbsteuerkapi- 
talien  und  in  den  oben  gegebenen  Ausführungen.  Der 
Steuerfuss  hat  bis  zum  Jahre  1892  18,5  Pfg.  betragen 
und  ist  seit  dieser  Zeit  auf  15  Pfg.  ermässigt.  Der  er- 
mässigte  Steuerfuss  ist  im  allgemeinen  auf  das  Erträgnis 
aus  den  Gewerbsteuerkapitalien  von  unbedeutendem 

Einfluss  geblieben. 

Der  Anteil  der  juristischen  Personen  am  Qewerb- 
steuerkapital beträgt  im  Durchschnitt  ungefähr  ein  Drit- 
tel. Der  Anteil  der  Stadtgemeinde  am  Qewerbsteuer- 
kapital beträgt  während  zwölf  Jahren  annähernd  eine 
Viertelmillion  (10  Voo)  - das  Betriebskapital  des  städti- 
schen Gaswerks.  - Im  Jahre  1902  wird  dasselbe  infolge 
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grösseren  Konsums  erhöht  und  schon  im  folgenden  Jahre 
erreicht  es  infolge  der  Errichtung  des  städtischen  Elek- 
trizitätswerkes nahezu  eine  Million. 

Unmittelbarer  ist  das  Qewerbesteuerkapital  der  juri- 
stischen Personen  zu  Erwerbszwecken  gestiegen,  vor 
allem  durch  Gründung  neuer  Banken,  durch  Erweite- 
rung der  -Anlagen  von  Bierbrauereien  und  Zigarren- 
fabriken. Die  grösseren  und  geringeren  Schwankungen 
sind  lediglich  die  Folge  der  jeweiligen  Konjunkturen. 

Soweit  die  Tabelle  einen  Überblick  über  die 
Wirkungen  der  Ertragssteuern  gestattet,  können  wir  uns 
kurz  dahin  fassen,  dass  im  allgemeinen  die  Ergebnisse 
der  einzelnen  Ertragsquellen  für  die  Bedürfnisse  des 
Staats  und  der  Gemeinden  wenig  befriedigende  sind. 

Die  Grund-  und  Häusersteuerkapitalien  vermögen 
aus  früher  angegebenen  Gründen  nicht  den  Zeit-  und 
Wertverhältnissen  zu  folgen,  die  Gewerbsteuerkapitalien 
sind  sehr  gering,  nur  die  Kapitalrentensteuer  zeigt  eine 
erfreuliche  Steigerung.  Es  kann  der  jeweilige  Ertrag 
höchstens  durch  Erhöhung  des  Steuerfusses  gesteigert 
werden,  wodurch  die  Schattenseiten  des  Ertragssteuer- 
systems noch  stärker  hervortreten  würden.  Diesen 
Eventualitäten  ist  man  durch  Einführung  der  Einkommen- 
steuer entgangen,  deren  Ergebnisse  in  der  Stadt  Heidel- 
berg wir  jetzt  näher  betrachten  wollen. 

Neben  den  drei  steuerlichen  Quellen  des  Ertrags- 
steuersystems finden  wir  in  der  Einkommensteuer  eine 
vierte,  das  Einkommen  aus  Arbeits-  und  Dienstleistungen, 
oder  das  unfundierte  Einkommen.  Vor  Einführung  der 
Einkommensteuer  hat  man  auch  den  Ertrag  aus  Arbeits- 
und Berufstätigkeit  durch  die  Erwerbsteuer  zu  den  Er- 
tragssteuern herangezogen.  Nunmehr  unterliegt  letz- 
teres Einkommen  nur  noch  der  Einkommensteuer. 
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Die  jeweils  stärkste  Einkommensquelle  in  der  Stadt 
Heidelberg  seit  Bestehen  der  Einkommensteuer  ist  das 
Einkommen  aus  Arbeits-  und  Dienstleistungen.  Sie 
steigt  absolut  mit  geringen  Sclnvankungen  fortwährend 
an,  nur  im  Jahre  1904  (Einführung  des  erhöhten  Existenz- 
minimums) tritt  ein  Rückschlag  ein,  der  aber  in  den 
folgenden  Jahren  wieder  aufgehoben  wird.  Die  Zunahme 
der  Einkommen  aus  Arbeits-  und  Dienstleistung  ist  vor- 
wiegend die  Folge  der  Vermehrung  der  arbeitenden  Be- 
völkerung, der  Erhöhung  ihrer  Löhne,  der  erhöhten  Ein- 
kommen der  Staats-  und  Gemeindebeamten.  Nicht  zu- 
letzt ist  auch  mit  der  Tatsache  zu  rechnen,  dass  keine 
andere  Einkommensquelle  sich  mit  solcher  Sicherheit 
steuerlich  erfassen  lässt,  als  gerade  die  aus  Arbeits-  und 
Dienstleistung.  Für  die  Stadt  Heidelberg  kommt  noch 
besonders  in  Betracht,  dass  es  der  Wohnort  für  viele  in 
der  Industrie  beschäftigte  Beamte  geworden  ist.  Viele 
unterziehen  sich  der  Unbequemlichkeit,  täglich  nach 
ihrer  Wirkungsstätte  in  Mannheim  oder  Ludwigshafen 
zu  fahren,  nur  um  in  frischer  und  gesunder  Luft  Körper 
und  Geist  wieder  stählen  zu  können.  Auch  Beamte  und 
Arbeiter  der  Portland-Zementwerke  in  Leimen,  der 
Fuchsschen  Waggonfabrik  in  Rohrbach  etc.  haben  ilo  en 
Wohnsitz  in  Heidelberg  und  versteuern  daher  auch  hier 
ihr  Einkommen. 

Die  Erhöhung  des  Existenzminimums  von  500  auf 
900  Mk.  im  Jahre  1904  ist  in  keiner  andern  steuerlichen 
Einkommensquelle  der  Stadt  so  hervorgetreten,  wie 
gerade  in  der  hier  behandelten.  Es  steht  auch  kaum  zu 
erwarten,  dass  sich  diese  Änderung  des  Gesetzes  in 
einer  anderen  Einkommensquelle  in  diesem  Masse  be- 
merkbar machen  kann.  Diejenigen,  die  eben  lediglich 
auf  ihre  Hände,  beziehungsweise  geistige  Arbeit  an- 
gewiesen sind,  bilden  die  Mehrzahl  des  Volkes.  Viele 
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erreichen  nicht  das  Enkommen  von  900  Mk.;  andere,  die 
fundiertes  Einkommen  unter  900  Mk.,  ohne  nebenbei 
noch  persönlich  hinzuzuwerben,  beziehen,  sind  eine  ver- 
schwindende Anzahl.  Erfreulich  ist,  dass  bereits  im 
folgenden  Jahr  dieser  Ausfall  an  Einkommensteuer- 
anschlägen wieder  nahezu  ausgeglichen  wird.  Die 
Deckung  des  Ausfalls  rührt  zum  grössten  Teil  davon  her, 
dass  die  Einkommensverhältnisse  der  bisher  mit  Ein- 
kommen unter  900  Mk.  Veranlagten  sich  gebessert 
haben,  wie  überhaupt  ein  Aufrücken  von  den  unteren 
Einkommensstufen  in  die  oberen  offensichtig  zu  Tage 
tritt,  was  aus  der  am  Schluss  beigefügten  Einkommen- 
steuerstatistik hervorgeht. 

Wir  finden  im  weiteren  Verlauf  unserer  bisherigen 
Betrachtung  als  die  nächst  ergiebigste  Einkommens- 
quelle die  der  Kapitalien  und  Renten.  Sie  ergibt  eine 
fortdauernd  absolut  und  relativ  ansteigende  Kurve  — 
relativ  wächst  sie  von  den  vier  Einkommensquellen  am 
stärksten  an  — mit  einem  kleinen  Knick  nach  unten  im 
Jahre  1896,  der  aber  zu  gering  ist,  um  in  einer  Statistik 
gewertet  werden  zu  können.  Im  ersten  Jahrzehnt  des 
zwanzigsten  Jahrhunderts  haben  die  Kapitalien  und 
Renten  innerhalb  acht  Jahren  allein  einen  absoluten 
Zuwachs  von  nahezu  fünf  Millionen  (144  %),  während  in 
dem  vorhergehenden  nahezu  doppelten  Zeitraum  von 
fünfzehn  Jahren,  der  absolute  Zuwachs  nicht  ganz  drei 
Millionen  (89%)  beträgt. 

Ähnlich  ist  der  Anteil  dieser  Einkommensgruppe 
am  Gesamteinkommen.  Bis  zum  Beginn  des  zwanzig- 
sten Jahrhunderts  bleibt  er  hinter  dem  des  Einkommens 
aus  Gewerbebetrieb,  sowie  aus  Arbeits-  und  Dienst- 
leistung zurück,  um  dann  im  Jahre  1903  erstere  Quelle 
zurückzudrängen.  Vor  allen  Dingen  hat  die  Bestimmung 
vom  9.  August  1900  im  Einkommensteuergesetz,  wonach 
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Reichsausländer,  die  sich  nicht  des  Erwerbes  wegen  im 
ürossherzogtum  aufhalten,  aber  seit  mindestens  einem 
Jahr  ununterbrochen  in  Baden  wohnen,  zu  besteuern 
sind,  diese  Steigerung  herbeigefiihrt.  Weiter  aber  darf 
nicht  übersehen  werden,  dass  sich  Heidelberg  in  den 
letzten  zehn  Jahren  eines  stärkeren  Zuzugs  der  Geld- 
aristokratie erfreut  und  der  Wegzug  solcher  zurück- 
gegangen ist.  Die  Stadt  ist  eben  auch  bestrebt,  nach 
Möglichkeit  allen  Ansprüchen  einer  Grosstadt  gerecht 
zu  werden.  Für  Unterhaltung  ist  reichlich  Sorge  ge- 
tragen, Konzerte,  künstlerische  Darbietungen  aller  Art 
haben  anerkannte  Leistungen  aufzuweisen.  Ini  Ver- 
hältnis zu  den  Einkommen  aus  Kapitalien  und  Renten 
bleibt  das  aus  Gewerbebetrieb  bedeutend  zurück,  auch  j 
mit  Rücksicht  auf  den  sonst  allgemeinen  Aufschwung 
dieser  Erwerbsquelle  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Wir 
sehen  eine  mehr  oder  weniger  stark  gezackte  Linie,  die 
Folgen  des  jeweiligen  Geschäftsganges.  Absolute 
Schwankungen  von  einer  halben  Million  wollen  hiebei 
nichts  besagen.  Am  Gesamteinkommen  ist  die  Gewerbe- 
steuer mit  stark  einem  Viertel  beteiligt.  Allmählich  sinkt 
aber  ihr  Anteil,  während  sich  das  Einkommen  aus  Ka- 
pitalien und  Renten  vorschiebt.  Grössere  Unter- 
nehmungen wie  in  Industrieorten  sind,  wie  bei  der  stati- 
stischen Betrachtung  der  Ertragssteuern  schon  hervor- 
gehoben, wenige  vorhanden.  Vorwiegend  entfällt  das 
Einkommen  auf  kleinere  Gewerbetreibende  wie  Wirte 
(Hoteliers),  Metzger,  Bäcker,  Buchhändler,  Photographen 
und  die  Fremdenindustrie.  Im  Sommer  wie  Winter  ist 
Heidelberg  der  Sammel-  und  Ausgangspunkt  grosser 
Touristenscharen,  es  kennt  keine  ausgesprochene  Saison- 
zeit. 

An  Sonntagen  sind  von  Ausflüglern  die  Wirtschaften 
und  Hotels  überfüllt,  die  ihrerseits  wieder  die  übrigen 
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Gewerbetreibenden  in  Nahrung  setzen.  Das  nahe  Mann- 
heim überflutet  in  geschäftsfreien  Stunden  die  Stadt.  Im 
Sommer  werden  die  nächstgelegenen  Aussichtspunkte 
erstiegen,  im  Winter  eifrig  dem  Rodelsport  gehuldigt"). 
An  den  Wochentagen  kommt  die  Studentenschaft  zu 
ihrem  obligatorischen  Morgen-  und  Abendtrunk.  Der 
Buchhändler  liefert  das  wissenschaftliche  Material,  der 
Photograph  hält  die  Erinnerungen  an  die  alte  Studenten- 
zeit fest.  Die  Fremdenindustrie  liefert  Andenken  aller 
Art  an  „Alt  Heidelberg“.  Das  Geschäftshaus  Edmund 
V.  König,  gegenüber  der  alten  Universität,  darf  in  diesem 
Sinne  als  Heidelberger  Andenken-Bazar  bezeichnet 
V erden. 

Schliesslich  verbleibt  uns  noch  die  Würdigung  des 
Einkommens  aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Land-  und 
Forstwirtschaft.  Das  Einkommen  aus  Grundstücken  ist 
verschwindend,  Land-  und  Forstwirtschaft  wird  in 
Heidelberg  nahezu  nicht  mehr  betrieben.  Nur  an  der 
Peripherie  der  Stadt,  vorwiegend  in  Neuenheim,  sind 
noch  kleinere  Landw  irte  zu  finden,  die  aber  mehr  Garten- 
ais Landw  irtschaft  pflegen.  Es  fliesst  somit  der  grösste 
Teil  des  Einkommens  aus  Gebäuden.  Heidelberg  ist,  w ie 
wir  schon  in  der  Einleitung  gehört  haben,  aus  einer 
Ackerstadt  eine  Wohnstadt  geworden.  Trotzdem  finden 
w ir  niclit  den  erwarteten  Zugang  in  dieser  Einkommens- 
quelle. Sie  steigt  zwar  absolut  bis  zum  Jahr  1907  stetig 
an,  vermehrt  sich  aber  nicht  im  Verhältnis  zur  Entw  ick- 
lung  der  Stadt.  Bis  Anfang  der  90er  Jahre  ist  der 
Zugang  an  Gebäuden  ein  geringer,  die  Mietzinse  sind 


*)  Die  Stadt  hat  sich  aus  naheliegenden  Gründen  die  Anlegung 
einer  herrlichen  Rodelbahn  vom  Königstuhl  bis  zum  Klingenteich, 
d.  i.  dem  Eingang  zur  Stadt,  angelegen  sein  lassen.  Die  Bergbahn 
gewährt  dem  Rodler  Eahrpreiserniässigung  durch  eine  besondere 
Tagesabonnementskarte. 
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iinverliältnismässig  hohe  und  werden  deshalb  lieber 
Wohnungen  minderer  Lage  und  Güte  bezogen;  daher 
trotz  der  hohen  Mietzinse  eine  verschwindende  Zunahme 
der  Einkommen  aus  Gebäuden.  Erst  Mitte  der  90er 
Jahre  setzt  eine  regere  Bautätigkeit  ein,  die  Zahl  der 
verfügbaren  Mietwohnungen  steigt,  die  Konkurrenz- 
preise drücken  den  Mietzins;  nun  werden  auch  Woh- 
nungen besserer  Lage  frequentiert.  Wir  finden  daher  in 
dieser  Zeit  auch  eine  höhere  Zunahme  dieser  Einkom- 
mensquelle. Am  Gesamteinkommen  aber  partizipiert  sie 
durchweg  mit  nicht  ganz  V.-.,  sie  ist  sogar  im  Jahre  1908 
mit  ihrem  Anteil  hinter  dem  des  Jahres  1886  zurück- 
geblieben. 

Am  Gesamteinkommen  dieser  vier  Einkommens- 
quellen werden  die  Schuldzinsen  in  Abzug  gebracht,  wir 
erhalten  das  steuerbare  Einkommen  (siehe  I.  Kapitel). 
Dasselbe  wächst,  abgesehen  von  einem  kleinen  Rück- 
gang im  Jahre  1904  (Erhöhung  des  Existenzminimums 
auf  900  Mk.)  absolut  fortwährend  an,  in  den  letzten 
8 Jahren  des  betrachteten  Zeitraums  nimmt  es  absolut 
um  V4  Millionen  mehr  zu  als  in  der  zurückliegenden  vier- 
zehnjährigen Periode.  Alles  die  Ursache  des  Auf- 
.«^chwungs  der  Stadt  seit  Beginn  des  zwanzigsten  Jahr- 


hunderts. I 

Bedeutend  zurückgeblieben  ist,  verglichen  mit  dem  | 
steuerbaren  Einkommen,  die  Zahl  der  Zensiten.  Im  r 
Jahre  1904  ist  sie  infolge  der  Einführung  des  erhöhten  | 
Existenzminimums  (900  Mk.)  rapid  (um  30%)  zurück-  | 
gegangen  und  hat  bis  heute  ihren  damaligen  Stand  von  I 
176%  noch  nicht  erreicht.  Gleichwohl  ist  aber  das  | 
steuerbare  Einkommen  schon  im  Jahre  1905  ein  höheres  I 
als  in  den  früheren  Jahren.  Es  ist  also  das  steuerbare  | 

Einkommen  eines  Pflichtigen  im  Durchschnitt  stark  ge-  | 

wachsen.  I 
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Der  Steuerertrag  — der  Endzweck  jeder  steuer- 
lichen Veranlagung  — der  Einkommensteuer  ergibt  ein 
abwechslungsreiches  Bild,  ln  ihm  kommt  zum  Ausdruck,  : 

wie  sehr  der  durch  jeweiliges  Finanzgesetz  für  bestimmte 
Perioden  festgesetzte  Steuerfuss  wirksam  ist.  Anfäng- 
lich ansteigend  fällt  der  Ertrag  im  Jahre  1892,  weil  der  j 

Steuerfuss  für  sämtliche  Einkommensgruppen  auf  2 Mk.  ! 

I I 

reduziert  wurde.  Im  Jahre  1894  steigt  wieder  infolge  der  j I 

Erhöhung  des  Steuerfusses  der  Ertrag.  (Vergleiche 
Kapitel  I und  anliegende  Tabelle  V).  Im  Jahre  1904  mit 
der  Erhöhung  des  Existenzminimums  ist  naturgemäss  das  j 

Gesamteinkommen  gesunken,  der  Ertrag  ist  aber  trotz- 
dem um  58  % gestiegen.  Es  ist  eben  schon  mit  Rücksicht  | 

auf  den  zu  erwartenden  Ausfall  der  Steuerfuss  für  die  i 

einzelnen  Einkommensgruppen  entsprechend  erhöht  || 

worden.  Dies  zeigt  deutlich  die  Vorteile  der  Einkommen-  [, 

Steuer;  ihre  Beweglichkeit  vermag  allen  wirtschaftlichen  J 

Verhältnissen  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  Rechnung  'j 

1: 

zu  tragen.  fi 

Zum  Schlüsse  dieser  Darstellung  liegt  eine  Tabelle  % 

an  (Tabelle  IV)  über  die  Verteilung  der  Zensiten  in  die  ^ 

einzelnen  Einkommensgruppen.  Wir  ersehen  ein  fort-  j; 

währendes  Aufsteigen  der  Zensiten.  Die  vier  ersten  | 

Einkommensgruppen  (Spalte  4 — 7)  bis  2000  Mk.  aus-  | 

schliesslich,  Leute  mit  niederen  Einkommen,  stellen  das  M 

grösste  Kontingent  an  Steuerpflichtigen.  Aber  auch  die  1 

grossen  Einkommen  haben  eine  immer  sich  mehrende  | 

Zensitenzahl,  wenngleich  dort  vereinzelt  wieder  Ver- 
schiebungen nach  unten  Vorkommen.  Die  sozialdemo- 
kratische Wissenschaft  (Theorie  des  wissenschaftlichen  ; 

Sozialismus)  von  der  Vereinigung  des  Reichtums  in  den 
Händen  weniger  und  der  Expropriation  der  Expropriierten 
ist  also  damit  nicht  vereinbar.  Freilich  ist  diese  Er- 
scheinung in  einem  kleinen  Teil  einer  Nation  nicht  zu 

4* 
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y 

10 

ll 

kommen 

aus  Kapitalien 
und 
Renten 

Jl 

j Summe  der  Ein- 
1 kommen  der 
1 «inzelnen  Ein- 
' kommenquellen 

Schuld- 

Zinsen 

Ji 

Steuerbares 

Einkommen 

Ji 

Steuer- 

Ertrag 

,4t 

3 097  296 

14  789  213 

1 521  286 

13  267  927 

189  343 

100 

100 

100 

100 

100 

3 U8  020 

15  071  693 

1 537  386 

13  534  307 

193  073 

102 

102 

101 

102 

102 

3 195  159 

15  652  006 

1 570  231 

14  081  775 

200  458 

103 

106 

105 

106 

106 

8 347  156 

16  011  321 

1 503  281 

14  508  040 

206  170 

108 

108 

99 

109 

109 

3 496  662 

17  635  865 

1 526  286 

16  109  579 

240  442 

113 

119 

100 

121 

127 

3 638  449 

17  843  936 

1 583  279 

16  260  657 

242  479 

117 

121 

104 

123 

128 

4 229  494 

19  974  770 

1795  721 

18 179  049 

217  388 

137 

135 

118 

137 

115 

4 280  068 

20  457  847 

1 844  620 

18  613  227 

221 150 

138 

138 

121 

140 

117 

4 653  259 

2 1 451  686 

1 946  269 

19  505  417 

302  288 

150 

145 

128 

147 

160 

4 740  120 

21  814  613 

2 022  681 

19  791  932 

305  669 

153 

148 

133 

149 

162 

4 704  116 

22  377  274 

2 036  480 

20  340  794 

315  599 

152 

151 

134 

153 

167 

5 150  003 

23  196  262 

2 070  504 

21  125  758 

318  563 

166 

157 

136 

159 

168 

5 518  454 

24  369  472 

2 186  948 

22  182  524 

340  456 

178 

165 

144 

167 

180 

5 773  322 

25  388  199 

2 324  913 

23  063  286 

356  579 

186 

172 

153 

174 

188 

5 850  501 

26  934  998 

2 480  231 

24  454  767 

383  134 

189 

182 

163 

184 

202 

6 489  670 

29  038  316 

2 634  972 

26  403  344 

417  216 

211 

197 

173 

199 

220 

7 174  749 

30  669  810 

2 833  874 

27  835  936 

451  434 

232 

207 

186 

209 

238 

7 584  506 

31  707  762 

3 027  701 

28  680  061 

463  294 

245 

214 

199 

216 

245 

8 033  465 

31  610  060 

3 166  406 

28  443  654 

573  522 

259 

214 

208 

214 

303 

8 284  523 

32  907  901 

3 342  328 

29  565  573 

596  475 

267 

223 

220 

223 

31 5 

8 849  812 

34  800172 

3 611  723 

31  188  449 

631  896 

286 

235 

237 

235 

334 

9 483  563 

38  706  477 

4 036  247 

34  670  230 

687  916 

306 

261 

265 

261 

363 

10  313  750 

40  709  205 

4 038  063 

36  671  142 

782  624 

1 333 

275 

265 

277 

413 
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Tabelle  IV. 


Anzahl  der  Zensiten  mit  einem 


12  4 5 t>  7 ^ 


Jahr 

Anzahl 

der 

Ein- 

wohner 

Ein- 

kommen- 
steuer- 
pflichtige 
im  ganzen 

! 

500  000 

bis 
1000 

1000 

bis 

1500 

1 

1500 

bis 

2000 

.M 

2000 

bis 

oOOO 

.4i 

3000 

bis 

5i)00 

1886 

26  928 

6 466 

846  2 276 

1 

1 079 

598 

656 

501 

100 

100 

100  100 

100 

100 

100 

100 

1891 

31  739 

7 429 

782  2 786 

1 227  , 

•718 

696 

624 

118 

115 

92,4  122 

114 

120 

106 

124 

i 

1896 

35190 

9 425 

634  3 641 

1843 

976 

974 

694 

131 

146 

75  160 

171 

163 

148,5 

138 

1901 

40  121 

11  273 

529  : 4 016 

2 545  i 

1210 

1170 

930 

149 

174 

62,5  176 

236 

202 

178,5 

185 

190ä 

45  113 

10  300 

' 1 385 

3 491 

1626 

1526 

1 128 

108 

159 

60,8 

323,6 

272 

232,6 

224 

1908 

11  221 

1 1184 

3 874 

1 885 

1679 

1291 

173 

51,9 

359 

315 

256 

256 
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14 

15 

Ifi 

17 

1 

5000 

bis 

10000 

Ji 

10000 

bis 

15000: 

Ji 

1 

15000 

bis 

20000  ‘ 
Jl 

20000 

bis 

30000 

Ji 

1 

30000 

bis 

50000 

JI 

bom 

bis 

100000 

Ji 

100000 
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87 
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43 
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25 
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13 
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— 
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92 

44 

34 

12 

12 

4 
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«• 
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49 

28 

20 

10 

6 
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114 

112 
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111 
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80 

61 

25 

17 

6 

164 
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186 

244 
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150 

172 
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87 

85 

41 

24 

9 

Seit  1004  ist  das 

220 

202 

! 

340 

315 

266 

225 

Existenzmimmum 
bis  ausschliesslich 

745 

227 

101 

. 87 

51 

37 

10 

900  Mk.  erhöht. 

241 

261 

235 

! 340 

392 

411 

• 

1 

230 

1 
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verallgemeinern,  indem  sie  eben  durch  Abzug  und  Zuzug 
verwischt  werden  kann. 

Wie  im  Ertragssteuersystem  so  ist  auch  in  der  Ein- 
kommensteuer neben  dem  Einkommen  aus  Arbeit  und 
Dienstleistungen  das  ausKapitalvermögen  die  ergiebigste 
Quelle  der  direkten  Staatssteuern  in  der  -Oemeinde 
Heidelberg,  während  die  gewerblichen  und  übrigen 
Steuerquellen  nur  langsam  fliessen.  Mit  diesen  Tat- 
sachen hat  die  Gemeiiidepolitik  zu  rechnen;  sie  be- 
stimmen mit  einem  Teil  ihrer  wirtschaftlichen  Aufgaben 
(vergleiche  letztes  Kapitel). 


Drittes  Kapitel. 


Das  Ergebnis  der  Ertrags-  und  Einkommensteuer  der 
Gemeinde  Handschuhsheim  seit  Einführung  der 

Einkommensteuer. 

Wesentlich  anders  wie  in  der  Altstadt  Heidelberg 
mit  Neuenheim  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Gemeinde 
Handschuhsheim*).  Die  Landgemeinde  Handschuhsheim 
zählt  im  Jahre  1885  2725  Einwohner,  die  grösste  Ertrags- 
quelle ist  das  Grund-  und  Häusersteuerkapital  mit  nahezu 
fünf  Millionen.  Bedeutend  geringer  ist  das  Steuerkapital 
des  persönlichen  Verdienstes  (816  000  Mk.)  und  ver- 
schwindend das  des  Gewerbsteuerkapitals.  Die  Zahl  der 
Zensiten  beträgt  im  ganzen  845,  niedrig  ist  die  Zahl  der 
Erwerbsteuerpflichtigen  mit  510.  Die  Kapitalrenten- 
steuer ergibt  nicht  einmal  1500  Mk.  Der  gesamte  steuer- 
liche Ertrag  hat  ein  ähnliches  Bild,  er  bleibt  unter 
16  000  Mk.  Von  juristischen  Personen  ist  nur  das  Grund- 
und  Häusersteuerkapital  der  Gemeinde,  Stiftungen, 
Pfarr-  und  Schuldienste  am  steuerlichen  Ertrag  beteiligt 
(vergleiche  II.  Kapitel). 

Bezüglich  des  Steuerfusses  der  Ertragssteuern  und 
der  Feststellung  der  Zensitenzahl  verweisen  wir  auf  die 
diesbezüglichen  Ausführungen  des  zweiten  Kapitels. 

*)  Handschuhsheim,  schon  im  8.  Jahrhundert  als  Besitz 
des  Klosters  Lorsch  bei  Bensheim  erwähnt,  hat  im  Laufe  der  Ge- 
schichte verschiedene  Herren:  „Kurmainz*’,  „Kurpialz”,  wieder 
..Kurmainz”,  bis  es  1650  endgültig:  im  Besitz  der  Pfalz  verbleibt. 
(Pf  aff.) 
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des  Klosters  Lorsch  bei  Bensheim  erwähnt,  hat  im  Laufe  der  Ge- 
schichte verschiedene  Herren:  „Kurmainz”,  „Kurpfalz”,  wieder 
..Kurmainz”,  bis  es  1650  endgültig  im  Besitz  der  Pfalz  verbleibt. 
(Pf  aff.) 
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nie  Ertragssteuern  der  Gemeinde  Handschuhsheim 
zeigen  absolut  wie  relativ  hinsichtlich  des  Qewerb-  und 
Kapitalrentensteuerkapitals  eine  sehr  bewegte  Entwick- 
lung. Im  Gegensatz  zu  Heidelberg  mit  Neuenheim  ist 
das  Grund-  und  Häusersteuerkapital  ihre  wichtigste 
Ertragsquelle.  Desgleichen  resultiert  bis  etwa  Ende  der 
90er  Jahre  der  Ertrag  vorwiegend  aus  Grund- 
stücken und  nicht  aus  Gebäuden.  Der  Ertrag  besteht 
weniger  in  Feldfrüchten  als  in  hochwertigen  Produkten 
einer  Gartenwirtschaft.  Der  Wert  dieser  steigert  sich 
immer  mehr  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  dem 
Anwachsen  des  Fremdenverkehrs  in  der  Stadt  Heidel- 
; berg.  Diesen  dadurch  hervorgerufenen  tatsächlichen 

\ Werterhöhungen  des  Objekts  entspricht  aber  nicht  die 

Zunahme  des  Kapitals,  eine  Erscheinung,  die  auf  die 
Mängel  des  veralteten  Ertragssteuerkatasters  zurück- 
zuführen ist.  Die  steuerliche  Grundlage  für  die  Be- 
wertung des  Objekts  ist  in  einem  Wertkataster  aufgrund 
des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1858  gegeben.  Darnach  ist  die 
^ Einschätzung  der  Grundstücke  nach  dem  Durchschnitt 

der  Güterpreise  der  Jahre  1828  bis  1847  — einem  Zeit- 
raum, der  hinter  den  neuzeitlichen  Liegenschaftswerten 
! weit  zurücksteht  — erfolgt.  Bis  zum  Jahre  1900  steigt 

I das  Grund-  und  Häusersteuerkapital,  anfänglich  konstant 

bleibend,  nur  sehr  langsam,  um  dann  in  den  folgenden 
Jahren  in  eine  raschere  Entw  icklung  überzugehen.  Es 
ist  dies  die  Folge  des  vermehrten  Zuzugs  und  der  da- 
durch entstandenen  Vermehrung  der  Wohnhäuser. 

Mit  seinem  Anteil  am  Gesamtertrag  geht  das  Grund- 
und  Häusersteuerkapital  den  übrigen  Ertragsquellen 
immer  voran.  Bis  Mitte  der  90er  Jahre  bringt  es 
durchweg  Vio  des  Gesamtertrags.  Der  Anteil  geht  aber 
dann  immer  mehr  zurück  und  liefert  im  Jahre  1907  nur 
noch  w enig  über  die  Hälfte.  Dagegen  schiebt  sich,  w ie 
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auch  in  Heidelberg,  besonders  in  den  letzten  acht  Jahren, 
immer  mehr  die  Kapitalrentensteuer  vor.  Nachdem 
Handschuhsheim  mit  Alt-Heidelberg  durch  die  elektrische 
Strassenbahn  verbunden,  entstehen  dort,  besonders  auf 
den  an  Neuenheim  angrenzenden  Gebietsteilen,  grosse 
und  moderne  Gebäudeanwesen,  w elche  von  w ohlhaben- 
den  Leuten  gesucht  und  bew^ohnt  w erden.  Daher  auch 
das  Anw  achsen  der  Kapitalrentensteuerkapitalien. 

Bis  zur  Eingemeindung  hat  Handschuhsheim  die 
Waldsteuer  entrichtet.  Der  Steuerfuss  beträgt  durch- 
weg 10  Pfennig  von  100  Mark  Steuerkapital.  Nun- 
mehr steht  der  Wald,  wie  auch  in  Heidelberg,  unter  dem 
städtischen  Forstamt. 

Das  Grund-  und  Häusersteuerkapital  der  juristischen 
Personen  ist  verschwindend  und  hat  geringe 
Schwankungen.  Es  erscheint  daher  die  Aufstellung  einer 
besonderen  Tabelle  der  juristischen  Personen  über- 
flüssig. 

Wohl  aus  den  bisherigen  Erscheinungen  des  statisti- 
schen Materials  scharf  hervortretend,  ist  die  Entw  ick- 
lung  des  Kapitalrentensteuerkapitals.  In  einem  Zeitraum 
von  22  Jahren  ist  es  von  nicht  ganz  1 Million  auf 
nahezu  5 Millionen  gestiegen.  (Differenz  487  %.)  An- 
fänglich auf-  und  abschwankend,  setzt  im  Jahre  1898  eine 
stetere  Bew  egung  nach  oben  ein.  Das  Jahr  1900  bringt 
die  aufsteigende  Bewegung  des  Kapitalrentensteuer- 
kapitals in  stärkeren  Gang.  Es  steigt,  abgesehen  von- 
zwei  grösseren  Abschweifungen,  nach  unten  um  80  und 
mehr  Prozent  an.  Im  letzten  Jahr  des  Bestehens  des 
Ertragssteuersystems  ist  es  sogar  um  142%  gestiegen. 
Entsprechend  ist  das  Kapitalrentensteuerkapital  am  Ge- 
samtertrag beteiligt,  ursprünglich  nicht  einmal  der 
zehnte  Teil  bringt  es  seit  1900  fast  durchweg  den  vierten 
Teil  und  mehr  der  Steuer. 
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Handscliuhsheim  ist  eben  in  den  80er  und 
anfangs  der  90er  Jahre  noch  durchweg  Acker- 
gemeinde. Der  Einfluss  der  Nachbarstadt  Heidelberg  ist 
bisher  ausgeblieben.  Vereinzelt  ziehen  kleinere  Kapita- 
listen, angezogen  durch  die  schöne  Lage,  in  das  Dorf, 
andere  folgen.  Das  Kapitalrentensteuerkapital  nimmt 
zu.  Auffallend  aber  ist  der  Zugang  im  ersten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts.  Während  früher  wenig  für 
die  Gemeinde  geschehen  ist  und  daher  die  reichen 
Leute  fern  geblieben  sind,  ist  die  neuere  Zeit  den  höheren 
Anforderungen,  die  an  eine  entwickelte  Gemeinde  ge- 
stellt werden  dürfen,  nachgekommen.  Durch  Vereinigung 
mit  Heidelberg  sind  die  Wasser-  und  Beleuchtungs- 
anlagen durchgeführt  (siehe  Einleitung).  Durch  plan- 
mässige  Eestlegung  neuer  Strassenzüge  werden  weitere 
Baugebiete  erschlossen.  Die  Errichtung  der  elektrischen 
Strassenbahn  hat  die  nähere  Verbindung  mit  der  Stadt 
gebracht.  Dies  sind  die  notwendigen  Voraussetzungen 
für  den  stärkeren  Zuzug  steuerkräftiger  Leute  in  der 
Neuzeit  gewesen.  Bei  allen  anderen  Ertragsquellen 
können  die  verschiedensten  Momente  die  Änderungen 
veranlasst  haben;  bei  der  Kapitalrentensteuer  sind  die 
Verschiebungen  wesentlich  durch  Zuzug  und  Wegzug 
von  Pflichtigen,  seltener  durch  Erhöhungen  und  Minde- 
rungen des  Kapitals  bereits  Veranlagter  hervorgerufen. 
Wir  sehen  deutlich,  wie  mit  dem  Zugang  der  Zensiten  im 
Jahre  1895  und  in  den  folgenden  Jahren  absolut  und 
relativ  auch  das  Kapital  steigt  beziehungsweise  mit  dem 
Abgang  an  Zensiten  auch  das  Kapital  sinkt  (Tabelle  I, 
Sp.  7 u,  12).  Die  Zensitenzahl  bleibt  aber  im  Verhältnis 
zur  Vermehrung  des  Kapitals  öfters  weit  zurück. 
Mancher  Pflichtige  bringt  eben  mitunter  einen  ausser- 
gewöhnlichen  Kapitalbesitz  in  die  Gemeinde  ein,  wenige 
haben  durch  Veräusserung  von  Bauplätzen  ihren  Kapital- 
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besitz  vergrössert.  Ebenso  liegt  das  Verhältnis  der  Zu- 
nahme der  Rentensteuerpflichtigen  zur  Vermehrung  der 
Bevölkerung.  Die  Mehrzahl  der  Einwohner  bleibt  auf 
den  persönlichen  Erwerb  angewiesen.  Das  Kapital- 
rentensteuerkapital der  juristischen  Personen  (Ge- 
meinde, Pfarrstiftungen  etc.)  zeigt  zwar  eine  ansteigende 
Kurve,  bleibt  aber  immer  mehr  hinter  dem  Gesamt- 
kapital zurück.  Der  Anteil  der  juristischen  Personen  am 
Gesamtergebnis  des  Kapitalrentensteuerkapitals  steigt 
daher  in  der  ersten  Hälfte  des  der  Betrachtung  unter- 
stellten Zeitraumes,  um  in  der  zweiten  Hälfte  zunehmend 
zu  schwinden. 

Wie  in  Heidelberg,  so  versagt  auch  hier  das  Ge- 
N\erbesteuerkapital  als  Ertragsquelle.  Anfänglich  an- 
steigend treten  grössere  und  kleinere  Schwankungen 
ein.  Es  hat  zwar  in  22  Jahren  um  234  % zugenommen. 
Die  absolute  Steigerung  aber  ist  den  Verhältnissen  nicht 
angepasst.  Während  an  verschiedenen  Orten  der  Berg- 
strasse (Schriesheim,  Weinheim)  sich  grössere  Industrie 
angesiedelt  hat,  ist  sie  in  Handschuhsheim  ausgeblieben. 
Nicht  einmal  in  Zeiten  allgemeinen  industriellen  Auf- 
schwungs ist  ein.  grösserer  Zugang  zu  verzeichnen.  Nur 
die  Jahre  1891,  1897  bis  1899  und  1905  zeigen,  verglichen 
mit  der  sonstigen  Entwicklung  dieses  Kapitals,  eine  leb- 
haftere Tätigkeit.  Es  ist  diese  durch  Errichtung  einer 
Ziegelei,  durch  Fortsetzung  des  Betriebes  einer  still- 
gestandenen Mühle,  durch  Erweiterung  von  Geschäften, 
durch  Versuche  kleinerer  Industrien  (Kammfabrik)  sich 
anzusiedeln,  hervorgerufen.  An  Gewerbetreibenden 
finden  sich  in  dieser  Gemeinde  vorwiegend  Wirte, 
Bäcker,  Metzger^  Schuhmacher,  Schneider  und 
Schmiede.  Der  Anteil  des  Gewerbesteuerkapitals  am 
Gesamtertrag  erreicht  in  den  letzten  22  Jahren  nicht 
einmal  50  Vuo  und  hat  infolge  des  zunehmenden  Ertrages 
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Tabelle  I.  Ertragssteuem  der 


r 1 

O 

3 

4 

5 

(i 

i 

!; 

Anzahl 

Zensiten 

Grund-  und  | 
Häuser- 
steuerkapital 

Ji 

1 

Gewerb-  i 

Jahr 

% ‘ 

• t 

der  Ein- 
wohner 

Im 

ganzen 

der 

Einkommen- 

steuer 

Steuerkapitalj 

1 

Ji  1 

1886 

2 7i5 

ft54 

559 

4 594120 

146  900 

100 

100 

100 

100 

1887 

883 

681 

4 595  010 

154  700 

103 

100 

105 

1888 

895 

610 

4 624  990 

160  400  1 

104 

101 

109  1 

1889 

905 

628 

4 641  510 

152  600  1 

106 

101 

104  1 

1890 

2 890 

908 

643 

4 645  380 

160  200  1 

106 

106 

101 

109 

1891 

914 

658 

4 685  980 

200  3061 

107 

101 

136 

1892 

902 

650 

4 688  470 

188  200  : 

106 

102 

128 

1893 

945 

682 

4 726  800 

204  000 

111 

103 

139 

1894 

971 

715 

4 779  440 

205  000 

114 

104 

140 

1695 

3 324 

983 

725 

4 807  120 

206  900 

122 

115 

105 

141 

189C 

984 

728 

4 874  730 

190  400 

115 

106 

130 

1897 

977 

733 

4 981 860 

197  900 

114 

108 

135 

1898 

1 019 

768 

5 058  660 

246  000 

119 

110 

168 

1899 

1036 

803 

5 057  330 

300  000  i 

121 

110 

204 

1900 

3 877 

1053 

817 

5 260  780 

314  900 

142 

123 

114 

214 

1901 

1 131 

883 

5 381  890 

307  300 

132 

117 

209 

1902 

1157 

903 

5 550  150 

322  700 

135 

120 

220 

1903  I 

1 196 

928 

5 734  180 

332  200 

1 

140 

124 

226 

1904 

1 125 

722 

5 896  340 

287  100 

132 

128 

195 

1905 

4 414 

1 133 

742 

6 069  990 

414  400 

102 

132 

132 

282 

1906 

1142 

758 

6 142  900 

439  300 

134 

134 

299  1 

1907 

1 065 

830 

6 142  900 

490  000  i 

I 

125 

119 

3.34 
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Gemeinde  Handschuhsheim. 


Kapital-  Ertrag  des  Ertrag  des  Ertrag  des 
I renten-  “"<>  Gewerbe- 

Sleuerkapilal  steSlpiials!*''“'''''''^““'*;  kapilals 

ää 


Summe  der 
Erträge  der 
Ertrags- 
steuerkapitalien 


767  300 
100 
753  380 

98 

801  800 
105 
784  880 
102 
900  980 
117  ! 

725  480 
95  I 
918  080  I 
120  1 
1027  080  I 
134  I 
1 131  080  ! 

147  1 

1553120  I 
202 

1 267  000  i 

165 

1 476  100  I 

192 

1 568 140 

204 

1776  260  j 
232 

2 428  700  ' 

317 

2 664  740 

347 

2 917  580  j 
380  I 
2 970  480  1 

387 

2 835  320  : 
370  I 

3 254  620  . 

424 

3 180  300  I 

415  - 

4 503920  i 

587  i 


8 499 
8 501 
8 556 
8 587 
8 594 
8 669 
7 033 
7 090 
7169 
7 211 
7 312 
7 473 
7 588 
7 586 

7 891 

8 073 
8 325 
8 601 

8 845 
9105 

9 214 
9 214 


310 


484 


1027 
1131 
1553 
1267 
1476 
1568 
1776 
2 429 
2 665 
2 918 

2 970 

3 402 
3 906 
3 816 


5 405 


9 615 
100 
9 616 
100 
9 735 
102 
9 732 
102 
9 881 
104 
9 838 
103 
* 9 233 
97 
8 423 
83 

8 607 
90 

9 074 
95 

8 865 
93 
9246 
97 

9 525 
99,8 
9 812 

102 

10  792 
113 
11199 
117 
11727 
123 
12  070 
127 

12  678 
133 

13  632 

143 
13  690 

144 
15  354 
150 
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Tabelle  III.  Kapitalrentensteuer  der 

1 ;;  4 5 « 


Jahr 

Anzahl 
der  Ein- 
wohner 

Renten- 

steuer- 

Pflichtige 

Steuerbare 

Rente 

, Steuerbares 
Kapital 

j/ 

Steuer- 
, Ergebnis 

1886 

2 725 

60 

38  365 

767  300 

844 

100 

100 

100 

100 

1887 

60 

37  669 

753  380 

82t) 

100 

' 

98 

08 

1888 

60 

40  090 

801  800 

882 

100 

105 

105 

1889 

62 

39  244 

784  880 

864 

103 

102 

102 

1890 

2 890 

61 

45  049 

900  980 

991 

106 

102 

117 

117 

1891 

62 

36  274 

725  480 

79, S 

103 

95 

95 

1892 

66 

45  904 

918  080 

918 

110 

120 

109 

1893 

66 

51354 

1 027  080 

1027 

110 

134 

122 

1894 

66 

56  554 

1 131  OSO 

1 131 

110 

147 

134 

1895 

3 324 

71 

77  656 

1 553  120 

1553 

122 

119 

202 

184  1 

1896 

64 

63  350 

1 267  000 

1 267 

107 

165 

150 

1897 

71 

73  805 

1 476  100 

1476 

118 

192 

175 

1898 

81 

78  407 

1 568  140 

1568 

135 

204 

186 

1899 

87 

88  813 

1 776  260 

1776 

145 

232 

210 

1900 

3 877 

101 

121  135 

2 428  700 

2 428 

142 

168 

317 

288 

1901 

113 

133  237 

2 664  740 

2 664 

188 

347 

315 

1902 

113 

1 45  879 

2 917  580 

2 917 

188 

380 

346 

1903 

129 

148  524 

2 970  480 

2 970 

215 

387 

3&2 

1904 

128 

141  766 

2 835  320 

3 402 

213 

370 

403 

1905 

4 414 

139 

162  731 

3 254  620 

3 906 

162 

232 

424 

463 

1906 

142 

159  015 

3 180  300 

3 816 

237 

415 

452 

1907 

180  ; 

225  196 

4 503  920 

5 40-t 

300  j 

590 

640 

1908 

1 

! 
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7 

s 

U' 

Juristische  Personen 

Anteil  an  der 

Ant  il  an 

Anteil  an 

rvcnicli- 

steuerbaren 

1 dem  steuer- 

dem  Steuer- 

Steiier- 
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* barenKapital 

Ergebnis 

Pfliclitige 

Ji 

Jl 

Jl 

3 

3 817  ' 

76910 

85 

100 

100 

2 

2163 

43  260 

48 

56 

56 

9 

2 240 

44  800 

49 

58 

57 

2 

2 237 

44  740 

49 

58 

57 

3 

3 826 

76  520 

84 

99 

98 

3 

3 826 

76  520 

84 

99 

98  _ 

3 

3 826 

76  520 

i i 

99 

90 

3 

3 947 

78  940 

79 

103 

93 

3 

4 063 

81260 

81 

106 

95 

3 

4 063 

81  260 

81 

106 

95 

3 

4 522 

90  440 

90 

117 

105 

3 

4 622 

92  440 

92 

120 

108 

3 

4 736 

94  720 

95 

123 

112 

3 

4 736 

94  720 

95 

1 

123 

112 

3 

4 808 

96  IGO 

9() 

125 

113 

3 

4 907 

98  140 

98 

128 

115 

3 

4 985 

99  700 

100 

1 

139 

117 

3 

4 912 

98  240 

98 

128 

115 

3 

4 661 

93  220 

111 

121 

131 

I 3 

4 961 

99  220 

119 

1 

1 

i ' 

129 

140 

3 

4 935 

98  700 

118 

128 

139 

3 

I 5 271 

105  420 

126 

137 

148 

i 
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Steuerfuss  der 
Kapitalrentensteuer 
lö  ^ 


Steuerfuss  der 
Kapitalrentensteuer 
12  ^ 
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der  übrigen  Ertragsquellen  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen eher  die  Tendenz  zu  sinken  als  sich  zu  ver- 
grössern. 

ln  den  80er  Jahren  nimmt  das  Ergebnis  der  Er- 
tragssteuern zu,  geht  aber  später  infolge  Herabsetzung 
des  Steuerfusses  auf  15  Pfennig  beziehungsweise  bei  der 
Kapitalrentensteuer  auf  10  Pfennig  zurück.  Dieser  Rück- 
schlag wächst  sich  in  den  folgenden  Jahren  noch  weiter 
aus,  um  dann  mit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  wieder 
zu  schwinden.  Der  Ertrag  wächst  durch  den  verstärk- 
ten Zuzug  von  Kapitalisten.  Er  hat  sich  in  den  letzten 
acht  Jahren  um  50  % vermehrt,  während  er  in  den  vor- 
hergehenden vierzehn  Jahren  im  allgemeinen  zurück- 
gegangen ist. 

In  der  Einkommensteuer  (Tabelle  111)  ist  der  Gang 
der  bisher  im  Ertragsteuersystem  behandelten  steuer- 
lichen Duellen  ähnlich.  Auch  hier  steht  das  Einkommen 
aus  Grundstücken,  Gebäuden,  Land-  und  Forstwirtschaft 
an  erster  Stelle.  Der  ländliche  Charakter  der  Gemeinde 
hat  sich  bis  heute  noch  nicht  verloren.  Die  Bedenken 
der  Bürger  Handschuhsheims,  es  könnten  durch  die  Ein- 
gemeindung unter  der  Führung  der  Stadt  durch  polizei- 
liche Eingriffe  ihnen  die  landwirtschaftliche  Tätigkeit 
erschwert  werden,  sind  unbegründet  (12.  XI.  01  Stadt- 
ratssitzung). Wie  wir  schon  bei  den  Ertragssteuern  ge- 
hört haben,  ist  die  Landwirtschaft  Handschuhsheims  vor- 
wiegend Gartenwirtschaft.  Im  isolierten  Staat  Thünens 
fällt  Handschuhsheim  in  die  erste  der  um  die  isolierte 
Stadt  liegenden  Wirtschaftszonen  in  die  der  freien  Wirt- 
schaft. Der  Landwirt  ist  nicht  von  den  Verkehrswegen 
abhängig,  für  ihn  fällt  lediglich  die  Richtung  des  Kon- 
sums und  die  Höhe  des  jeweiligen  Bedarfs,  vor  allem  der 
Stadt  Heidelberg,  ins  Gewicht.  Neben  dem  Gemüsebau 
finden  sich  in  diesem  Dorfe  auch  grosse  Obstkulturen, 
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besonders  Kirschenpflanzungen.  Der  Obstbau,  ungleich 
mehr  als  der  Gemüsebau  von  den  jeweiligen  Witterungs- 
verhältnissen abhängig,  bringt  ein  unsicheres  Element 
in  diese  Einkommensquelle.  Die  Viehzucht  ist  unbedeu- 
tend. Bis  zum  Jahre  1903  hat  das  Einkommen  der  in 
Frage  stehenden  Quelle  eine  Zunahme  von  76  % aufzu- 
weisen, um  dann  im  folgenden  Jahre  infolge  Einführung 
des  erhöhten  Existenzminimums  um  17%  zu  sinken.  Es 
lässt  dieser  geringe  Rückgang  auf  eine  gewisse  Rentabi- 
lität der  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  in  der  Gemeinde 
schliessen.  Freilich  ist  aber  auch  gerade  in  dieser  Zeit 
eine  grössere  Bautätigkeit  eingetreten;  Handschuhsheim 
ist  nicht  mehr  lediglich  Ackergemeinde,  es  ist  der  Vor- 
ort Heidelbergs  geworden.  Die  Einkommen  aus  Gebäu- 
den steigen.  Das  Einkommen  aus  Grundstücken,  Ge- 
bäuden, Land-  und  Forstwirtschaft  beträgt  in  den  letzten 
vier  .fahren  des  betrachteten  Zeitraums  nahezu  die 
Hälfte  der  Zunahme  in  den  neunzehn  vorhergehenden 
Jahren.  An  der  Gesamtsumme  der  einzelnen  Einkom- 
men ist  diese  steuerliche  Quelle  durchweg  an  erster 
Stelle  beteiligt.  In  den  ersten  Jahren  bringt  sie  mehr 
wie  die  Hälfte  des  Gesamteinkommens  und  geht  auch 
in  den  folgenden  Jahren  nur  wenig  zurück.  Erst  im 
20.  Jahrhundert  tritt  ihre  Quelle  allmählich  hinter  die 
aus  Arbeits-  und  Dienstleistungen  zurück. 

Letztere  hat  in  den  23  .lahren  einen  besonders  auf- 
fallenden Zuwachs  (507  %).  Langsam  ansteigend  setzt 
im  Jahre  1898  ein  stärkerer  Aufschwung  ein,  der  im  Jahre 
1901  abermals  gesteigert  wird  und  im  letzten  Jahre  der 
gestellten  Statistik  ganz  exorbitant  ist.  Ursprünglich 
bewohnen  neben  den  Gewerbetreibenden  und  Landwir- 
ten vorwiegend  Fabrikarbeiter,  die  in  der  Stadt  Heidel- 
berg beschäftigt  sind,  Maurer  und  untere  Eisenbahn- 
beamte der  Staatsbahn  etc.  das  Dorf.  Schliesslich  ver- 
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iegen  auch  Professoren  der  Universität,  Staats-  und 
Privatbeamte,  sowie  Kaufleute  ihren  Wohnsitz  dorthin. 
.Ta  selbst  Privatbeamte  und  Kaufleute,  die  in  Mannheim  und 
Ludwigshafen  ihren  Beruf  ausüben,  haben  sich  in  dieser 
Gemeinde,  nicht  alleiij  in  Heidelberg,  angesiedelt.  Im- 
mer mehr  wächst  die  Bevölkerungszahl.  Die  Landwirt- 
schaft vermag  nur  einen  Teil  zu  beschäftigen,  die  übrigen 
müssen  anderweitigen  Verdienst  in  der  nahen  Stadt 
suchen.  Die  vermehrte  Bautätigkeit  in  Heidelberg  bietet 
mehr  Arbeitsgelegenheit.  Alles  dies,  wie  die  mit  der  Zeit 
gestiegenen  Löhne  und  Gehalte,  mehren  diese  Einkom- 
mensquelle. Mit  der  Einführung  des  erhöhten  Extistenz- 
minimums  (1904)  geht  diese  steuerliche  Quelle  absolut 
und  relativ  zurück.  Im  Jahre  darauf  hat  sie  sich  bereits 
w Jeder  gut  erholt  und  schon  im  folgenden  Jahr  hat  sie 
eine  bisher  nicht  dagewesene  Höhe  erreicht.  Ursprüng- 
lich mit  dem  fünften  Teil  am  Gesamteinkommen  beteiligt, 
bringt  sie  im  Jahre  1900  nahezu  den  dritten  Teil  und 
steigt  immer  weiter.  Diese  Einkommensquelle  hat  den 
entgegengesetzten  Weg  des  Einkommens  aus  Grund- 
stücken, Gebäuden,  Land-  und  Forstwirtschaft  ein- 
geschlagen, ihr  Anteil  am  Gesamteinkommen  ist  mit 
wenigen  Ausnahmen  immer  gewachsen.  (Im  übrigen  ver- 
gleiche II.  Kapitel.) 

Nächst  dieser  Einkommensquelle  bringt  die  aus  Ge- 
werbebetrieb den  grössten  Ertrag.  Die  eine  ist  mehr 
oder  weniger  von  der  anderen  abhängig.  Grössere  Ge- 
werbetreibende fehlen.  Eine  Fremdenindustrie  wie  in 
Heidelberg  hat  hier  keinen  Standort.  Ueberhaupt  bleiben 
die  Vorteile,  welche  der  Durchgang  von  Fremden  der 
Stadt  Heidelberg  bietet,  der  Gemeinde  Handschuhsheim 
fast  gänzlich  versagt.  Daher  hat  hier  das  Gewerbe  keine 
grössere  Ausdehnung  erfahren.  Bäcker,  Metzger,  Wirte, 
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Schneider,  Schuhmacher  sind,  (wie  erwähnt),  die  Ge- 
werbetreibenden. Ihr  Einkommen  hat  sich  im  Laufe  der 
Jahre  im  allgemeinen  vermehrt.  Die  kleineren  Unter- 
brechungen in  der  aufsteigenden  Tendenz  dieser  steuer- 
lichen Quelle  sind  durch  Aufgabe  kleinerer  Geschäfte 
verur.sacht.  Mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung, 
ihrem  Übergang  von  der  Landv.  irtschaft  zu  anderen  Be- 
rufen ist  der  Bedarf  an  solchen  Gewerbetreibenden  ge- 
stiegen. Bestehende  Geschäfte  sind  vergrössert  wor- 
den, neue  sind  hinzugekommen.  Dadurch  ist  gegen  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  die  Vermehrung  dieses  Ein- 
kommens eine  zunehmende.  Der  stärkere  Rückgang 
im  Jahre  1904  ist  durch  das  erhöhte  Existenzminimum 
hervorgerufen.  Das  Einkommen  kleiner  Schneider  und 
Schuhmacher  ist  unter  der  neuen  steuerlichen  Unter- 
grenze geblieben.  In  den  folgenden  Jahren  tritt  \\  ieder 
ein  Aufschwung  ein,  wohl  vorwiegend  durch  die  Zu- 
nahme der  Bevölkerung,  besonders  der  auf  persönlichen 
Verdienst  angew  iesenen  veranlasst.  Der  Anteil  am  Ge- 
samteinkommen ist  ein  sehr  wechselnder,  teils  auf  abso- 
luter Vermehrung  oder  Verminderung  dieser  Einkom- 
mensquelle selbst,  teils  auf  Verschiebungen  in  den  übri- 
gen Einkommensquellen  beruhend.  Im  ersten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  beginnt  er  wieder  zu  sin- 
ken und  er  w ird  auch  mehr  und  mehr  auf  dieser  Bahn 
in  der  Zukunft  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  sich 
fortbewegen.  Ein  grösseres  Unternehmen  kann  nicht 
florieren,  w eil  der  Absatz  zu  klein.  Kapitalisten  aber 
ziehen  in  den  letzten  Jahren  in  grösserer  Anzahl  in  das 
Dorf.  Der  Anteil  des  Einkommens  aus  Kapitalien  und 
Renten  w ird  bald  den  aus  Gew  erbebetrieb  verdrängen. 
Die  Kapitalien  und  Renten  sind  zwar  in  dem  Ort 
Handschuhsheim  sehr  langsam  gestiegen,  ja  sogar  eine 
Zeit  lang  zurückgegangen,  in  der  Gegenwart  aber  zeigen 
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sie  eine  gesteigerte  Zunahme.  Die  Qenieinde  hat  eben 
anfänglich  sehr  wenig  für  ihre  eigene  Entwicklung  ge- 
sorgt (vergleiche  Einleitung),  daher  das  Ab-  und  Zu- 
gehen der  Kapitalisten.  Kurz  vor  der  Vereinigung  mit 
Heidelberg  hat  der  Zuzug  sich  absolut  wie  relativ  auffal- 
lend gesteigert.  Das  Kapital  hat  sich  in  sieben  .Jahren 
um  213%  vermehrt;  nur  die  Einführung  des  Existenz- 
minimums hat  einen  kleinen  Ausfall  oder  Rückgang  ver- 
ursacht. lOie  rückliegenden  Jahre  lassen  mit  dieser  Er- 
scheinung keinen  Vergleich  zu,  die  Bewegung  der  Ein- 
kommen ist  zu  unstät.  Ähnlich  ist  der  jeweilige  Anteil 
am  Gesamteinkommen.  Erst  zu  Anfang  des  20. 
Jahrhunderts  erreicht  er  um  dann  aber  zunehmend 
zu  wachsen.  Selbst  der  absolute  Rückgang  des 
Einkommens  infolge  der  Einführung  des  erhöhten  Exi- 
stenzminimums bringt  einen  erhöhten  Anteil  am  Gesamt- 
einkommen. Nur  im  Jahre  1907  tritt  infolge  einer  ausser- 
ordentlichen Zunahme  des  Einkommens  aus  Arbeits-  und 
Dienstleistungen  (verstärkter  Zuzug)  eine  momentane 
Minderung  ein.  Es  ist  aber  zu  erkennen,  dass  die  Ein- 
gemeindung die  erwarteten  Vorteile  (s.  Einleitung)  vor 
allem  für  Handschuhsheim  gezeitigt  hat.  Durch  Legung 
eines  systematischen  Stras.sennetzes  sind  grössere 
Wohnstätten  wohlhabender  Leute,  besonders  an  der 
Grenze  der  Heidelberger  Gemarkung  entstanden  und 
nimmt  diese  Entwicklung  auch  nach  dem  Innern  des 
Dorfes  ihren  Fortgang. 

Um  die  statistischen  Anlagen  nicht  zu  sehr  zu  häu- 
fen, sind  die  juristischen  Personen  grösstenteils  (ver- 
gleiche Ertragssteuern)  übergangen  worden.  Es  er- 
scheint ermüdend,  den  Leser  mit  überflüssigem  Zahlen- 
material zu  belästigen.  In  der  Abhandlung  ist  bereits 
angedeutet,  dass  die  juristischen  Personen  noch  eine 
mindere  Bedeutung  wie  in  Heidelberg  haben.  Gemeinde 
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und  Stiftungen  versteuern  Kapitalrentensteuerkapital, 
Grund-  und  Häusersteuerkapital,  juristische  Personen  zu. 
Erw  erbszwecken  sind  keine  da.  Die  Federnhalterfabrik 
ist  vielleicht  das  einzige  bemerkenswerte  Unternehmen 
dieser  Art.  Die  Zahl  der  Zenfiten  ist  wie  die  Bevölke- 
rung stetig  gestiegen.  Nur  einmal  wird  diese  Tendenz 
unterbrochen  durch  Wegzug  besonders  von  Kapitalisten 
und  Minderung  der  Zahl  der  Gewerbetreibenden.  Die 
Einführung  des  erhöhten  Existenzminimums  hat  natür- 
lich bei  den  an  und  für  sich  niederen  Einkommen  ganz 
besonders  sich  bemerkbar  gemacht.  In  sämtlichen 
Quellen  ist  in  diesen  Zeitpunkt  ein  Rückgang  eingetreten. 
Freilich  kann  zu  gleicher  Zeit  vor  allem  bei  den  Kapita- 
lien und  Renten  zufällig  ein  Wegzug  Pflichtiger  erfolgt 
sein.  Das  Gesamteinkommen  der  steuerlichen  Quellen 
ist  von  den  Schwankungen  dieser  wenig  berührt  worden. 
Es  ist  jeweils  unter  ihnen  ein  Ausgleich  erfolgt.  Es  ist 
. aber  durchweg  das  Gesamteinkommen  rascher  ge- 

I w achsen  als  die  Zahl  der  Zensiten.  Das  durchschnitt- 

J liehe  Einkommen  eines  Pflichtigen  ist  gestiegen.  Frei- 
lich darf  auch  nicht  die  Vermehrung  der  Schuldzinsen 
übersehen  werden.  Sie  zeigen  sogar  relativ  eine  stärkere 
Anschwellung  als  die  des  Gesamteinkommens.  Die  Ver- 
mehrung der  Zensiten  ist  im  Verhältnis  w ieder  eine 
stärkere  als  die  der  Bevölkerung;  letztere  ist  w'ohlhaben- 
der  geworden. 

Das  steuerbare  Einkommen  (vergleiche  l.  Kapitel) 
ist  bei  Einführung  des  erhöhten  Existenzminimums  um 
26%  gesunken.  Gleichwohl  bleibt  der  steuerliche  Er- 
trag davon  unbeeinflusst,  denn  die  höheren  Einkommen 
über  25  000  Mk.  werden,  durch  progressive  Steigerung 
des  Steuerfusses  schärfer  herangezogen.  Ja  der  steuer- 
liche Ertrag  Handschuhsheims  zeigt  in  den  letzten  8 
Jahren  sogar  einen  ungewöhnlichen  Zuwachs  von  379% 
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Tabelle  III. 


I 


Einkommensteuer 


6 


Wi 


I 


Jahr 

Zahl 

der 

Ein- 

wohner 

Zahl 

der 

Zensiten 

E i n- 

aus  Grund-  i 
stucken,  Gebäu- 
den, Land-  und 
Forstwirtschaft 

Ji 

aus 

Gewerbebetrieb 

Ji 

aus  sonstiger 
Arbeit  und 
Dienstleistung 

JI 

1886 

2 725 

559 

302  7G0 

98  401 

117  073 

100 

100 

100 

100 

1887 

581 

322  639 

103  490 

134  751 

107 

105 

115 

1888 

610 

331 752 

115120  1 

133  450 

109 

110 

116 

114 

1889 

628 

331  934 

119  670 

154  815 

112 

110 

122 

132 

1890 

2 890 

643 

334  662 

125  170 

164  678 

106 

115 

111 

127 

141 

1891 

658 

338  319 

128 120 

174  450 

118 

112 

130 

149 

1892 

650 

343  624 

126  720 

178  562 

116 

114 

129 

153 

1893 

682 

340  193 

142  500 

208  519 

122 

112 

145 

174 

1894 

715 

354  984 

147  6C0 

214 174 

127 

117 

150 

183 

1895 

3 324 

725 

367  903 

151  000 

221  849 

122 

130 

122 

153 

190 

1896 

723 

394  441 

153  150 

225  294 

130 

130 

156 

192 

1897 

733 

406  639 

162  800 

231  619 

131 

134 

165 

198 

1898 

768 

409  628 

157  260 

264  253 

137 

135 

160 

226 

1899 

803 

460  307 

176  950 

293  929 

144 

152 

180 

251 

19<i0 

3 877 

817 

467  128 

195  950 

315  408 

U2 

146 

154 

199 

270 

1901 

883 

495  331 

203  950 

377  599 

158 

164 

207 

323 

1902 

903 

514  043 

206  830 

415  582 

162 

170 

210 

355 

1903 

928 

534  448 

245  545 

464  917 

166 

176 

250 

397 

1904 

722 

481  532 

230  330 

423  123 

129 

159 

234 

362 

1905 

4 414 

742 

508  611 

257  974 

439  396 

162 

133 

168 

262 

375 

1906 

758 

516  709 

211  669 

473  291 

136 

170 

246 

404 

1907 

830 

567  785 

272  229 

570  414 

148 

188 

277 

488 

1908 

938 

644  210 

28 1 524 

711173 

168 

212 

286 

607 

der  6emeinde  Handschuhsheim 


( 


k o m ni  e n 

Schuld- 

Steuerbares 

Steuer- 

1 

aus  Kapitalien  ' 
und 

Summe  der  Ein- 
kommen der 

Zinsen 

Einkommen 

Ertrag 

einzelnen  Ein- 

Renten 

komnienquellen 

J( 

Ji 

Ji 

Ji 

Ji 

43  981 

562  224 

60  706 

501518 

3 713 

100 

100 

100 

100 

100 

39  655 

600  535 

62  528 

538  007 

4 059 

91 

107 

103 

107 

109 

39  700 

620  022 

63  426 

556  596 

4137 

92 

110 

104 

111 

111 

43  040 

619  459 

65  928 

583  53 1 

4 368 

98 

116 

108 

116 

118 

40  351 

664  861 

65  50G 

599  355 

4 501 

91 

118 

107 

120 

121 

45  879 

686  768 

66  350 

620  418 

4 679 

122 

ICO 

124 

126 

686  715 

66  913 

619  802 

3 711 

86 

121 

110 

123 

100 

46  679  . 

732  891 

67  357 

665  534 

4 158 

1(16  > 

111 

133 

112 

54  442 

71  069 

700  131 

5108 

124  1 

137 

118 

140 

138 

55  291 

70  637 

725  406 

5 379 

i 124 

142 

116 

145 

145 

79  394 

852  279 

82  319 

769  960 

6 173 

180 

152 

135 

153 

166 

865  238 

85  348 

779  890 

6 206 

146 

154 

140 

156 

167 

86  841 

917  982 

83  768 

834  214 

7 076 

197 

i 163 

138 

166 

191 

96  309 

1 027  495 

93  542 

933  953 

8 368 

219 

1 183 

154 

186 

225 

83  347 

i 1 061  833 

96179 

965  636 

8 549 

189 

1 189 

158 

193 

230 

131  687 

1 208  567 

108  514 

1 100  053 

10  427 

299 

; 215 

179 

219 

281 

142 192 

1 278  647 

118  391 

1 160  256 

11 156 

323 

1 227 

195 

231 

300 

156  219 

1 401 129 

138  688 

1 262  441 

12195 

, 355 

i 249 

228 

252 

328 

' 150 187 

1 285  172 

148  710 

1 136  462 

14  262 

341 

229 

245 

226 

384 

149  934 

1 355  915 

163  448 

1 192  467 

15185 

340 

241 

269 

238 

409 

157  365 

! 1 389  034 

161  129 

1 227  905 

15  751 

358 

247 

265 

245 

424 

176  637 

1 587  065 

185106 

1 401  959 

18  504 

401 

282 

305 

279 

498 

225  227 

1 862  138 

205  434 

1 656  704 

22  608 

512 

1 331 

338 

330 

609 
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Tabelle  IV. 

1 2 


Anzahl  der  Zensiten  mit  einem  steuerbaren 


Anzahl 

der 

Ein- 

wohner 

kommen-  ^ 
steuer- 
pflichtige 
im  ganzen 

600 

bis 

1000 

Ji 

1000 

bis 

1500 

„h 

1500 

bis 

2000 

M 

2000 

bis 

3000 

Jl 

3000 

bis 

5000 

M 

2 725 

559 

163 

279 

67 

. 

21 

15 

11 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

2 890 

658 

!|  108 

398 

87 

20 

31 

9 

106 

1 66 

143 

130 

95 

207 

81,8 

3 324 

728 

:|  76 

436 

121 

41 

29 

16 

122 

46,6 

156 

181 

195 

193 

145 

3 877 

883 

74 

467 

197 

61 

46 

25 

142 

45,4 

167 

294 

291 

307 

227 

4 414 

758 

\: 

215 

337 

89 

63 

37 

162 

77,1 

509 

424 

420 

336 

938 

168 

465 

138 

87 

50 

60,2 

694 

657 

580 

455 
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Einkommen  von  : (Gemeinde  Handschuhsheim.) 


l-> 

11 

12 

i;i 

14 

lö 

Iti 

17 

5000 
bis  ! 
10000 

1 

10000 ! 
bis 
15000 

Jl 

15000, 

bis 

20000 

Jf 

20000 

bis 

30000 

Jl 

1 

30000 

bis 

50000 

Jl 

50000 
bis  ' 
100000’ 

Ji 

100000 

und 

mehr 

J( 

Bemerkungen 

1 

i 3 

100 

1 5 



— 

— « 

— 

I 166 

1 

i 7 
233 

100 

' 

i 

9 

300 

2 

100 

1 

100 

- - 

1 

100 

— 

! 12 

400 

2 

100 

1 

100 

1 

100 

1 

100 

! 

( 

Seit  1904  ist  das 
Existenzminimum 
bis  ausschliesslich 

I 22 

733 

3 

i 150 

: 1 
100 

200 

1 

1 100 

1 

100 

900  Mk.  erhöht. 

I 
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oder  absolut  14  059  Mk.;  in  den  zurückliegenden  fünfzehn 
Jahren  vermehrt  er  sich  nur  um  130%.  Oie  Zensitenzahl 
ist  nicht  gestiegen,  infolge  der  Einführung  des  erhöhten 
Existenzminimums  sogar  zurückgegangen.  Oie  Einkom- 
mensquellen sind  aber  ergiebiger,  reiche  Leute  bewohnen 
seit  1903  in  grösserer  Anzahl  die  Gemeinde,  (labeile  IV.) 
Auch  hier  sind  die  Wirkungen  des  durch  Einanzgesetz 
jeweils  bestimmten  Steuerfusses  (Tabelle  V)  und  der 
besonderen  im  Laufe  der  praktischen  Anwendung  des 
Gesetzes  gegebenen  Bestimmungen  bemerkbar.  (Oe- 
gression  und  Progression  vergleiche  1.  und  11.  Kapitel.) 

Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Verteil- 
ung der  Steuerpflichtigen  in  einzelne  Einkommensgrup- 
pen soll  die  Entwicklung  der  Einkommensverhcältnisse 
veranschaulichen.  (Tabelle  IV.)  Wir  sehen,  dass  die 
Zensiten  im  Laufe  dej-  Jahre  in  höhere  Einkommensgrup- 
pen aufsteigen.  Auch  die  unterste  Gruppe  (Existenzmini- 
mum 500  Mk.)  beteiligt  sich  an  diesem  Aufschwung.  Oie 
gleiche  Erscheinung  finden  wir  seit  E'.'iführung  des  er- 
höhten Existenzminimums  von  900  Mk.  Oie  obersten 
Gruppen  zeigen  begreiflicherweise  eine  langsamere  Zu- 
nahme. Doch  wird  auch  ihre  Zahl  mit  dem  Eortschreiten 
der  Zeiten  durch  Zuzug  reicher  Leute  oder  durch  Auf- 
steigen bisher  minder  Bemittelter  vergrössert. 


Viertes  Kapitel. 

Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der  Stadt  Heidelberg. 

Wie  das  wirtschaftliche  Getriebe  eines  grossen  Ge- 
meinw  esens.  des  Staates,  durch  seine  Finanzen  be- 
stimmt wird  und  wieder  auf  die  Ausgestaltung  dieser 
seine  Wirkung  ausübt,  nicht  minder  bedarf  eine  Ge- 
meinde, eine  Stadt  dieser  Hilfsmittel  um  ihre  w achsen- 
den wirtschaftlichen  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Die  moderne  Steuergesetzgebung  kennt  neben  den 
besonderen  Einkünften  im  Gemeindesteuerwesen  die 
selbständigen  Gemeindesteuern  und  die  Zuschläge. 
Erstere  sind  von  den  Staatssteuern  unabhängig,  letztere 
dagegen  sind  vollständig  vom  Staatssteuersystem  be- 
einflusst. Im  Grossheizogtum  Baden  besteht  das  System 
der  Zuschläge.  Die  Gemeinde  oder  Stadt  widmet  in- 
folgedessen der  richtigen  Veranlagung  der  Staats- 
steuern (Schatzungsrat)  mehr  Aufmerksamkeit  und  dei 
Staat  hat  sich  dadurch  einen  grösseren  Einfluss  auf  die 
steuerlichen  (Juellen  besonders  eine  Handhabe  gegen  ^ 
ihre  Überlastung  durch  die  materiellen  Ansprüche  der 
Gemeinde  gesichert.  Ihre  speziellere  Regelung  finden 
die  Zuschläge  in  der  Gemeinde-  und  Städteordnung. 
Diese  Verordnungen  haben  wiederholt  Änderungen  er- 
fahren und  sind  letztmals  auf  Grund  der  durch  Artikel  3 
§ 1 Ziffer  3 des  (jesetzes  vom  19.  Oktober  1906  der 
Grossherzoglichen  Regierung  erteilten  Ermächtigung 
am  19.  Oktober  1906  geregelt  worden,  ln  dieser  Fas- 
sung sind  sie  vom  1.  Januar  1908  an  in  Geltung.  (Ein- 
führung der  Vermögenssteuer  in  Baden.) 
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oder  absolut  14  059  Mk.;  in  den  zurückliegenden  fünfzehn 
Jahren  vermehrt  er  sich  nur  um  130%.  Die  Zensitenzahl 
ist  nicht  gestiegen,  infolge  der  Fiinführung  des  erhöhten 
Existenzminimums  sogar  zurückgegangen.  Hie  Einkom- 
mensquellen sind  aber  ergiebiger,  reiche  Leute  bewohnen 
seit  1903  in  grösserer  Anzahl  die  Gemeinde.  (Tabelle  IV.) 
Auch  hier  sind  die  Wirkungen  des  durch  Finanzgesetz 
jeweils  bestimmten  Steuerfusses  (Tabelle  V)  und  der 
besonderen  im  Laufe  der  praktischen  Anwendung  des 
Gesetzes  gegebenen  Bestimmungen  bemerkbar.  (De- 
gression  und  Progression  vergleiche  I.  und  11.  Kapitel.) 

Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  Verteil- 
ung der  Steuerpflichtigen  in  einzelne  Einkommensgrup- 
pen soll  die  Entwicklung  der  Einkommensverhältnisse 
veranschaulichen.  (Tabelle  IV.)  Wir  sehen,  dass  die 
Zensiten  im  Laufe  dej  Jahre  in  höhere  Einkommensgrup- 
pen aufsteigen.  Auch  die  unterste  Gruppe  (Existenzmini- 
mum 500  Mk.)  beteiligt  sich  an  diesem  Aufschwung.  Die 
gleiche  Erscheinung  finden  wir  seit  E'.nführung  des  er- 
höhten Existenzminimums  von  900  Mk.  Oie  obersten 
Gruppen  zeigen  begreiflicherweise  eine  langsamere  Zu- 
nahme. Doch  wird  auch  ihre  Zahl  mit  dem  Fortschreiten 
der  Zeiten  durch  Zuzug  reicher  Leute  oder  durch  .4uf- 
steigen  bisher  minder  Bemittelter  vergrössert. 
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Viertes  Kapitel. 


Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der  Stadt  Heidelberg. 

Wie  das  wirtschaftliche  Getriebe  eines  grossen  Ge- 
meinwesens, des  Staates,  durch  seine  Finanzen  be- 
stimmt wird  und  wieder  auf  die  Ausgestaltung  dieser 
seine  Wirkung  ausübt,  nicht  minder  bedarf  eine  Ge- 
meinde, eine  Stadt  dieser  Hilfsmittel  um  ihre  wachsen- 
den wirtschaftlichen  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Die  moderne  Steuergesetzgebung  kennt  neben  den 
besonderen  Einkünften  im  Gemeindesteuerwesen  die 
selbständigen  Gemeindesteuern  und  die  Zuschläge. 
Erstere  sind  von  den  Staatssteuern  unabhängig,  letztere 
dagegen  sind  vollständig  vom  Staatssteuersystem  be- 
einflusst. Im  Grossheizogtum  Baden  besteht  das  System 
der  Zuschläge.  Die  Gemeinde  oder  Stadt  widmet  in- 
folgedessen der  richtigen  Veranlagung  der  Staats- 
steuern (Schatzungsrat)  mehr  Aufmerksamkeit  und  der 
Staat  hat  sich  dadurch  einen  grösseren  Einfluss  auf  die 
steuerlichen  (Juellen  besonders  eine  Handhabe  gegen 
ihre  Überlastung  durch  die  materiellen  Ansprüche  der 
Gemeinde  gesichert.  Ihre  speziellere  Regelung  finden 
die  Zuschläge  in  der  Gemeinde-  und  Städteordnung. 
Diese  Verordnungen  haben  wiederholt  Änderungen  er- 
fahren und  sind  letztmals  auf  Grund  der  durch  Artikel  3 
§ 1 Ziffer  3 des  Gesetzes  vom  19.  Oktober  1906  der 
Grossherzoglichen  Regierung  erteilten  Ermächtigung 
am  19.  Oktober  1906  geregelt  worden.  In  dieser  Fas- 
sung sind  sie  vom  1.  Januar  1908  an  in  Geltung.  (Ein- 
führung der  Vermögenssteuer  in  Baden.) 
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Bisher  sind  in  den  der  Städteordnung  unterstehen- 
den Städten  wie  in  den  der  übrigen  Gemeinden  die 
Grund-,  Häuser-  und  Gewerbesteuerkapitalien  und  die 
Kapitalien  aus  Arbeits-  und  Dienstleistungen  (die  Ge- 
werbesteuerkapitalien und  die  Kapitalien  aus  Arbeits- 
und Dienstleistungen  bilden  zusammen  das  Erwerbs- 
steuerkapital) in  vollem  Umfange,  die  Kapitalrenten- 
steuerkapitalien in  gewissen  Prozentsätzen  der  Ge- 
meindebesteuerung zu  Grunde  gelegen.  Mit  der  Ein- 
führung der  Einkommensteuer  ist  die  Quelle  der  Steuer- 
kapitalien des  persönlichen  Verdienstes  für  die  Gemeinde 
ausgefallen.  Der  Ausfall  hat  im  Grossherzogtum  allein 
für  die  nicht  der  Städteordnung  unterstehenden  Gemein- 
den 466  Millionen  Mark  Steuerkapitalien  betragen. 
(Schönberg-Reitzenstein.)  Das  Gesetz  vom  1.  und 
2.  Mai  18S6  hat  nun  bestimmt,  dass  in  den  der  Ge- 
meinde-, w ie  in  den  der  Städteordnung  unterliegenden 
Gemeinden  das  Grund-,  Häuser-,  Gew  er.be-  und  Kapital- 
rentensteuerkapital und  die  Einkommensteueranschläge 
zur  Besteuerung  herangezogen  w erden  sollen.  Für  ge- 
wisse steuerliche  (,)uellen  sind  bestimmte  Modifika- 
tionen getroffen  (vergleiche  Gesetz  vom  Mai  1886).  Das 
Kapitalrentensteuerkapital  darf  im  Höchstsätze  nur  mit 
8,8  Pfennig  belastet  werden.  14ie  übrigen  Ertrags- 
quellen dagegen  sind  mit  dem  jeweils  festgesetzten 
vollen  Urnlagefuss  zu  besteuern,  ln  der  Einkommen- 
steuer unterliegt  der  sich  alljährlich  ergebende  Steuer- 
anschlag dem  dreifachen  Betrage  des  jeweils  fest- 
gesetzten Umlagefusses.  Infolge  dieser  Bestimmungen 
sind  die  Finanzen  einer  Stadt  oder  Gemeinde  je  nach  der 
Bevölkerung  verschiedenen  Einflüssen  ausgesetzt. 

Die  Sonderstellung  des  Kapitalrentensteuerkapitals 
in  der  Genieindebesteuerung  muss  sich  gerade  in  der 

i ** 


L 


' i 


— 79  — 

Stadt  Heidelberg  fühlbar  machen.  Denn,  w ie  wir  ge- 
sehen haben,  sind  in  Heidelberg  die  w ichtigsten  Staats- 
steuerkapitalien die  der  Kapitalien  und  Renten,  und  auch 
Handschuhsheim  nähert  sich  mehr  und  mehr  diesem 
Ziele. 

Wie  werden  diese  Gemeinwesen,  ihre  Finanzen, 
w'enn  die  Kapitalrentensteuerkapitalien  nur  in  be- 
schränktem Umfange  besteuert  werden  dürfen,  auszu- 
gestalten haben,  d.  h.  von  welchen  wirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten soll  die  Gemeindepolitik  ausgehen?  Ist 
das  bisher  durchgeführte  Prinzip  der  offensichtlichen 
Förderung  des  Zuzugs  von  Kapitalisten  seitens  der 
Stadt  beizubehalten  oder  lässt  die  Unterstützung 
grosser  industrieller  Ansiedelungen  in  der  Zukunft  für 
die  Stadt  besondere  Vorteile  erhoffen? 

Diese  Fragen  dürfen  wohl  als  Grundlage  für  den 
Ausgangspunkt  der  w irtschaftlichen  Probleme  der  Stadt 
betrachtet  w erden.  Es  unterliegt  keinem  Zw  eifei,  dass 
hiebei,  hingesehen  auf  rein  äusserliche  Verhältnisse,  die 
verschiedensten  Meinungen  eine  gewisse  Berechtigung 
haben.  Doch  haben  die  statistischen  Ergebnisse  und  die 
dadurch  bedingten  Voraussetzungen  und  Folgen  einen 
untrüglichen  Fingerzeig  für  die  vernunftmässige  Wei- 
terentwicklung der  Stadt  gegeben. 

Heidelberg  mit  seiner  altehrwürdigen  Schlossruine, 
ein  weltberühmtes  Kleinod  Deutschlands,  muss  seiner 
bisherigen  Entwicklung  treu  bleiben.  Es  ist  und  bleibt 
auf  den  Zuzug  von  Kapitalisten  in  erster  Linie  an- 
gewiesen, da,  wie  schon  weiter  vorn  ausgeführt,  die 
Stadtverw  altung  bestrebt  ist,  das  bisherige  Landschafts- 
bild zu  erhalten  und  nicht  zu  dulden,  dass  dasselbe 
durch  Fabriken  mit  den  Kaminen  beeinträchtigt 
wird.  Das  Gewerbesteuerkapital  und  Einkommen 
aus  Gewerbebetrieb  wird  sich  daher  immer  nur 
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in  bescheidenen  (irenzen  halten.  Dapfegen  wird 
Heidelberg  wegen  seiner  reinen  Luft,  schönen 
Lage  und  Wälder  immer  mehr  die  Stätte  wer- 
den, wo  mit  Olücksgütern  gesegnete  Menschen  sich 
niederlassen  und  bleiben,  sofern  die  Oemeindeverwalt- 
ung  es  sich  angelegen  sein  lässt,  den  billigen  An- 
sprüchen der  Bewohner  Rechnung  zu  tragen.  Durch 
öffentliche  Einrichtungen,  durch  kütistlerische  Darbiet- 
ungen aller  Art  muss  die  Stadt  den  Wünschen  ihrer  Be- 
wohner entgegenzukommen  wissen.  Es  handelt  sich 
nicht  bloss  darum,  den  Zuzug  dieser  speziellen  Bcvöl- 
kerungsklasse  immer  in  Eluss  zu  halten,  viel  wichtiger 
ist  eine  eventuelle  Abwanderung  zu  verhindern. 

In  zweiter  Linie  ist  Heidelberg  Eremdenstadt. 
Reisende,  Touristen  besuchen  die  Stadt;  im  Sommer 
dient  sie  vielen  Kurgästen  zum  Aufenthalt  und  auch  als 
Übergangsstation  von  und  nach  dem  Süden. 

Die  Aufwendungen,  die  die  Stadt  vornehmlich  im 
Interesse  ihrer  Steuerzahler  machen  muss,  lassen  auch 
nicht  ihren  Einfluss  auf  den  Fremdenverkehr  verkennen. 
Vor  allen  Dingen  gilt  dies  von  der  Ausgestaltung  der 
Verkehrswege.  .le  mehr  die  verschiedenen  Stadtteile 
durch  ein  rationelles  Verkehrsnetz  (elektrische  Strassen- 
bahn)  in  Verbindung  gebracht  werden,  um  so  mehr  wird 
unter  ihnen  der  notwendige  Ausgleich,  besonders  in  der 
Errichtung  von  Wohnstätten,  stattfinden.  Weiter  kann 
durch  Verbindung  dieses  Netzes  mit  beliebten  Ausflugs- 
orten der  Ertrag  dieses  Verkehrsmittels  gehoben 

werden. 

In  der  neueren  Zeit  sind  verschiedene  Probleme 
aufgetaucht,  die  diesen  Gedanken  praktisch  verwerten 
wollen.  Eine  Bahn  mit  dem  Ausgangspunkt  in  der  Nähe 
der  alten  Brücke  soll  auf  den  Heiligenberg  geführt 
werden.  Unbestreitbar  ist  der  Ausblick,  von  den  Höhen 
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dieses  Berges  viel  herrlicher  und  anziehender  als  von 
den  Höhen  des  Königstuhles  aus. 

Aber  wie  lässt  sich  in  ästhetischer  und  finanzieller 
Beziehung  dieses  Projekt  rechtfertigen? 

Von  den  Bergen  rechts  und  links  des  Neckars  hat 
jeder  seinen  besonderen  Reiz  und  besondere  .Anzieh- 
ungskraft. Der  Königstuhl  mit  seiner  am  Fuss  ge- 
legenen Schlossruine  bildet  den  Hintergrund  der  Stadt, 
deshalb  wird  auch  die  auf  ihn  führende  Bergbahn  stets 
frequentiert  sein.  Ganz  anders  ist  die  Lage  des  Heili- 
genberges! — Er  ist  ein  wesentlicher  Bestandteil  des 
gesamten  Stadtbildes.  Wird  das  Projekt  einer  „Heiligen- 
bergbahn“ verwirklicht,  so  wird  das  alte  reizende 
Stadtbild  dadurch  nicht  gerade  gewinnen.  Vielmehr  ist 
dem  Auge  des  Beschauers  besonders  das  abwechslungs- 
reiche Bild  zwischen  dem  Waldesgrün  des  Berges,  dem 
fliessenden  Neckar  und  der  langgestreckten  Stadt  reiz- 
voller. Der  durch  die  ev.  Heiligenhergbahn  zerschnit- 
tene Berghang  wird  allerdings  die  Aufmerksamkeit  der 
Besucher  des  alten  Schlosses  und  des  Königstuhles  un- 
verzüglich auf  sich  lenken,  ob  ei  aber  des  erw  arteten 
Besuch.es  sich  erfreuen  darf,  muss  zunächst  noch  be- 
zweifelt werden.  Die  Fremden,  die  Heidelberg  auf  der 
Durchfahrt  nach  ihrem  Reiseziel  besuchen,  müssen  das 
Schloss,  das  alte  Wahrzeichen  der  Stadt,  gesehen  haben, 
vielleicht  werden  sie  noch  die  Molkenkur  und  den  König- 
stuhl aufsuchen.  Die  wenigsten  von  ihnen  werden  sich 
der  Mühe  unterziehen,  die  alte  Brücke  zu  überschreiten, 
um  deu  Heiligenberg  zu  befahren.  So  ist  diese  Bahn  nur 
von  den  Ausflüglern  Mannheims  und  der  übrigen  Um- 
gebung frequentiert.  Diese  selbst  kommen  nur  an  Sonn- 
und  Feiertagen  in  beachtenswerter  Zahl  nach  Heidelberg. 
Der  Kartenerlös  der  wenigen  Passagiere,  die  an  Wochen- 
tagen die  Bahn  benutzen  würden,  würde  nicht  einmal  die 
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laufenden  Betriebskosten  decken.  Diejenigen,  die  an 
Sonn-  und  Feiertagen  die  Höhen  des  Heiligenberges  auf- 
suchen, lenken  ihre  Schritte  nach  Dossenheim,  Schriess- 
lieini,  Schönau,  Ziegelhausen;  die  wenigsten  kommen 
nach  Handschuhsheim  und  Neuenheini  herab.  Der  Oe- 
liindeerwerb  für  die  Bahn  wäre  jedenfalls  auch  mit  sehr 
grossen  Unkosten  verknüpft,  ein  Umstand,  der  bei  der 
Rentabilitätsberechnung  sehr  zu  beachten  wäre. 

Diese  Ausführungen  können  wohl  genügen,  die  Un- 
haltbarkeit "des  Planes  zu  begründen.  Mindestens  IV2 
Millionen  würde  die  Errichtung  der  Bahn  aufsaugen, 
ohne  dass  nur  eine  annähernd  sichere  Gewähr  für  die 
Rentabilität  der  Linie  gegeben  wäre.  Die  Stadt  hat 
durch  die  Bahn  nicht  einen  verstärkten  Zugang  an 
Fremden,  im  Gegenteil  dieselben  strömen  nach  dem 
Hinterland  ab,  um  abends  mit  der  Nebenbahn  direkt  an 
ihren  Wohnsitz  zurückzukehren,  also  die  Gewerbe- 
treibenden, d.  i.  die  Stadt,  verliert.  Die  Rentabilität  der 
Linie  ist  sehr  fraglich,  mindestens  eher  zu  verneinen, 
als  zu  bejahen,  der  Fremdenstrom  wird  von  der  Stadt 
abgelenkt.  Zuletzt  soll  auch  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  gerade  die  bisherige  unterschiedliche  Ausgestal- 
tung der  Bergeshöhen  zu  beiden  Seiten  des  Neckars 
ihi  e besonderen  Vorteile  hat.  Während  die  Wege  zum 
Königstuhl  von  Fussgängern  immer  stark  frequentiert 
sind,  ist  der  Heiligenberg  allein  die  Gegend,  die  es  ge- 
stattet, sich  dem  Menschengetriebe  zu  entziehen  und 
wirkliche  Erholung  zu  finden. 

Eine  grosse  Zukunft  aber  steht  dem  Plan  einer 
elektrischen  Strassenbahti  nach  Neckargemünd  bevor. 
Diese  Linie  greift  nicht  in  die  landschaftlichen  Schön- 
heiten ein.  ihre  Frequenz  ist  nicht  zu  verkennen.  Schon 
der  Stadtteil  Schlierbach  wirkt  auf  diese  Strassenbahn 
befruchtend  und  gewinnt  durch  diese  selbst  an  Be- 


I 


83 


deutung.  Noch  mehr  wird  sich  der  Verkehr  steigern, 
wenn  Schlierbach  mit  Ziegelhausen  durch  eine  feste 
Brücke  verbunden  ist.  Die  geplante  Linie  nach  der 
Stiftsmühle  ist  schon  wegen  der  geringen  Breite  der 
Strasse  abzulehnen  und  hat  als  Konkurrenzbahn  der 
Strassenbahn  Heidelberg-Neckargemünd  keine  Aussicht 
auf  dauernden  Gewinn.  Die  vorgeschlagenen  Strassen- 
bahnverbindungen  Rohrbach-Kirchheim,  Eppelheim- 
Wieblingen,  Heidelberg-Schwetzingen  werden  je  nach 
dem  Ausbau  der  Stadt  in  der  Ebene  ihre  Lösung  zu 
finden  haben.  Der  Personenschiffahrtsverkehr  auf  dem 
Neckar  bildet  eine  weitere  Geldquelle.  Er  erfreut  sich 
eines  immer  gesteigerten  Zuspruchs  und  bringt  beson- 
ders an  Sonn-  und  Feiertagen  zahlreiche  Gäste  in  die 

Stadt. 

Wie  aber  wird  sich  dieses  Bild  verändern,  wenn  die, 
besonders  von  Württemberg,  betriebene  Propaganda  für 
die  Kanalisierung  des  Neckars  Boden  gewinnt? 

Bei  Heidelberg  selbst  soll  je  am  oberen  und  unteren 
Ende  der  Stadt  ein  Wehr  erbaut  werden,  wodurch  eine 
dreifach  abgestufte  Wasserfläche  geschaffen  wird,  die 
das  Landschaftsbild  der  Stadt  nicht  hebt.  Mit  den 
Wehren  allein  ist  es  nicht  getan,  der  Kanal  muss  be- 
festigte Ufer  haben,  der  bisherige  natürliche  Flusslauf 
verschwindet,  die  lieblichen  Nachenfahrten  haben  ein 
Ende,  die  Vergnügungsfahrten  an  Sonn-  und  Feiertagen 
verlieren  ihren  Reiz,  die  Schlossbeleuchtungen  büssen 
ihre  Anziehungskraft  ein.  Und  alles  dieses  soll  über  die 
Stadt  ergehen  wegen  eines  Unternehmens,  dessen  Pro- 
sperität sehr  zw  eifelhaft  ist.  Die  deutsche  Bauzeitung, 
Berlin  vom  Juni  1901  schreibt;  „Wer  jemals  von  der 
Heidelberger  Schlossterrasse  oder  von  der  alten  Brücke 
den  lebhaften  bewegten  Fluss  überschaut  hat,  wer  auf 
demselben  im  Kahn  zw  ischen  den  durch  Natur  und  Kunst 
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so  w underbar  geschmückten  Ufern  hinuntergefahren, 
w ird  es  vor  den  Gefahren  einer  Kanalisation  schaudern, 
insbesondere  wäre  der  hochpoetische  und  unvergess- 
liche Eindruck  einer  solch  still  gleitenden  Fahrt  im 
Abenddunkel  mit  der  plötzlich  hervortretenden  rot- 
glühenden Beleuchtung  des  Heidelberger  Schlosses 
künftig  unmöglich.  Was  würde  wohl  Scheffel  dazu 
sagen?  — 

Neben  diesen  ästhetischen  Gesichtspunkten  kom- 
men hygienische  und  industrielle  in  Betracht.  Mit  Rück- 
sicht auf  erstere  ist  die  Kanaliserung  abzulehnen  und 
letztere  können  in  ihr  keine  besonderen  Vorteile  finden. 
Nicht  vergessen  darf  werden,  dass  mit  der  Kanalisie- 
rung auch  unliebsame  Volkselemente  (Schiffervolk)  in 
der  Stadt  auftauchen,  die  die  Sicherheit  für  Gut  und 
Leben  nicht  erhöhen.  Weitere  Ausführungen  in  dieser 
Frage  sind  in  den  von  Oberbaurat  Professor  Baumeister 
im  Aufträge  des  Stadtrats  Heidelberg  erstatteten  Gut- 
achten und  in  den  Entgegnungen  des  Professors  Maurer 
von  der  Baugew  erkschule  in  Stuttgart  gegeben.  (Heidel- 
berger Tageblatt  und  Zeitung,  Juli  1906.)  Beide  haben 
w ohl  von  dem  einseitigen  Interesse  ihres  Auftraggebers 
sich  leiten  lassen,  doch  dürfen  die  Darlegungen  des 
Oberbaurats  Professor  Baumeister  allgemein  grössere 
(Objektivität  beanspruchen. 

Mit  der  Ausgestaltung  des  Verkehrsnetzes  ist  der 
Ausbau  der  einzelnen  Stadtteile  eng  verknüpft.  Oer 
Baupolizei  ist  zu  einem  guten  Teil  das  künftige  Schicksal 
der  Stadt  in  die  Hand  gegeben.  Bisher  hat  sie  nicht 
immer  glücklich  ihres  Amtes  gewaltet.  Wir  sehen  dies 
besonders  in  den  Stadtteilen  rechts  des  Neckars.  Sie 
soll  sich  nicht  von  den  Interessen  einzelner  Grund- 
besitzer oder  Spekulanten  unbewusst  leiten  lassen,  sie 
darf  nie  vergessen,  die  Allgemeinheit  zu  vertreten.  Daher 


85 


sei  auch  hier  gleich  ein  Wort  über  die  künftige  Boden- 
politik des  Gemeinwesens  gestattet.  Die  Stadt  muss  auf 
eine  planmässige  Vermehrung  ihres  Grundbesitzes  be- 
dacht sein.  Dadurch  ist  ihr  eine  sichere  Grundlage  für 
ihre  Finanzpolitik  gegeben,  ihr  Kredit  w ird  gestärkt.  Der 
steigende  Wert  des  Grund  und  Bodens  kommt,  soweit 
dies  überhaupt  möglich,  der  Allgemeinheit  zugute,  die 
allein  zu  der  allgemeinen  Werterhöhung  beiträgt.  In 
kleinen  Anfängen  einer  solchen  Bodenpolitik  bewegt 
sich  die  Stadt  seit  dem  Jahre  1885.  Der  Rechenschafts- 
bericht für  das  Jahr  1907  weist  einen  Liegenschafts- 
besitz der  Stadtgemeinde  von  10  985-752  Mk.  Verkehrs- 
wert nach.  Es  liegt  der  Gedanke  nahe,  ob  nicht  gew  isse 
Rechtsverhältnisse  stipuliert  werden  sollen,  die  der 
Stadt  bei  Veräusserung  von  Grund  und  Boden  zwecks 
Ansiedlung  (Hingabe  zu  vollem  Eigentum)  die  Wieder- 
erlangung des  Verfügungsrechts  ermöglichen.  Solche 
Rechtsverhältnisse  wären  das  Wiederkaufs-  beziehungs- 
weise Vorkaufsrecht  unter  gewissen  Modifikationen  und 
das  Erbbaurecht.  Freilich  wird  nicht  verkannt,  dass 
dieser  Vorschlag  mit  manchen  praktischen  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen  hat. 

Doch  zurück  zu  den  Aufgaben  der  Baupolizei.  Wie 
w ird  die  Stadtverwaltung  den  Ausbau  der  Stadt  durch- 
führen müssen?  Keineswegs  darf  eine  so  wichtige 
kulturelle  Frage  aktenmässig  vom  grünen  Tisch  aus  be- 
handelt werden.  Man  wende  sich  in  öffentlichen  An- 
fragen an  die  Bürgerschaft,  man  suche  die  Allgemeinheit 
ihrem  Interesse  dienstbar  zu  machen.  Gewiss  w ird  da- 
durch der  Baupolizei  manche  lehrreiche  Anregung  ge- 
geben w erden  und  w ird  die  sorgfältige  Abwägung  der 
verschiedenen  Probleme  zu  einer  glücklichen  Lösung 
führen.  Es  kann  ihr  danq  auch  nicht  ein  Vorw  urf  ge- 
macht werden  — nicht  sie,  die  Bürger  selbst  haben  das 
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Schicksal  ihrer  Stadt  bestimmt.  Gerade  in  der  Gegen- 
w art  steht  die  Stadtverwaltung  vor  der  wichtigen  Frage 
der  Anlegung  neuer  Villenviertel.  Eine  weitere  Be- 
bauung der  Hirschgasse  und  des  Heiligenberges  ist  in 
Erwägung  zu  ziehen.  Natürlich  muss  die  Bebauung  des 
Heiligenberges  dahin  beschränkt  werden,  dass  das 
Stadtbild,  vom  Philosophenweg  gesehen,  dadurch  nicht 
beeinträchtigt  wird.  Neue  Villenviertel  werden  in  Hand- 
schuhsheim und  am  Bergeshang  nach  Rohrbach  ent- 
stehen. Bas  Gelände  des  alten  Bahnhofes  muss  die 
Stadt  an  sich  nehmen,  oder  doch  gegen  dessen  willkür- 
liche Ausnutzung  Vorsorge  treffen.  Durch  Fortführung 
der  Anlagen  über  das  alte  Bahnhofsgelände  wird  wieder 
ein  Villenviertel  entstehen.  Dort  wird  auch  einstens  das 
neue  'I  heater  der  Stadt  seinen  Platz  zu  finden  haben. 

Es  würde  zu  weit  führen  und  dem  Zweck  dieser 
Arbeit  nicht  entsprechen,  alle  hier  sich  ergebenden  Fra- 
gen erschöpfend  zu  beleuchten.  Erwähnt  mag  sein, 
dass  die  Stadt  sich  mit  dem  Gedanken  trägt,  die 
Schwemmkanalisierung  durchzuführen.  Die  Kanäle 
sollen  bis  Wieblingen  geleitet  und  dort  nach  erfolgter 
Reinigung  in  Kläranlagen  sich  in  den  Neckar  ergiessen. 
Zur  Deckung  der  Kosten  sollen  die  Eigentümer  heran- 
gezogen werden.  Sicherlich  hat  die  Überleitung  des  Un- 
rats in  den  Neckar  seine  Bedenken,  zumal  wenn  die 
Neckarkanalisation  durchgeführt  werden  sollte. 

Wir  gehen  damit  zu  der  zweiten  der  grundlegenden 
Fragen  dieses  Kapitels  — zu  der  Ansiedlung  der  Indu- 
strie in  Heidelberg  — über.  Bisher  hat  sich  Heidelberg 
und  Handschuhsheim,  wie  wir  bereits  gehört  haben, 
einer  kaum  nennenswerten  Ansiedlung  von  industriellen 
Unternehmungen  erfreut.  Die  Begründung  dieser  Er- 
scheinung ist  bereits  gegeben.  (Vergleiche  II.  u.  III. 
Kapitel.)  Trotzdem  sind  im  Laufe  der  .fahre  verschie- 
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dene  Gegenströmungen  wach  gewesen.  Anlässlich  der 
Beratungen  über  die  Eingemeindung  Handschuhsheims 
ist  öfters  — besonders  in  kleinen  Zeitungsgesprächen 
(Heidelberger  Tageblatt  vom  9.  Jan.  1909)  — für  die  In- 
dustrie eine  Lanze  gebrochen  worden.  Ein  Unbekann- 
ter sagt  dort:  „wir  sollten  unseren  Blick  dahin  wenden, 
wo  jetzt  unsere  Industrie,  das  Gewerbesteuerkapital, 
hinzieht,  das  ist  Kirchheim;  das  Wasser,  welches  Hand- 
schuhsheim besitzt,  hat  Rohrbach  auch,  und  Heidelberg 
könnte  beim  Anschlüsse  von  Kirchheim  seine  Industrie 
behalten  und  vermehren,  Heidelberg  könnte  also  neben 
Universitäts-  und  Passantenstadt  auch  noch  Industrie- 
stadt sein  zum  Wohle  des  Steuersäckels  der  hiesigen 
Gewerbetreibenden“. 

Der  Einsender  hat  den  Wechsel  im  menschlichen 
Leben  dabei  ganz  unbeachtet  gelassen.  Er  kennt  keine 
Konjunkturen  und  gerade  diese  sind  es,  die  dem  „Steuer- 
säckel“ mitunter  Schmerzen  verursachen  können.  Da- 
her ist  unter  den  oben  ausgeführten  Voraussetzungen 
die  bisherige  Besiedlungsweise  der  Stadt  vorzuziehen. 
Es  soll  nicht  geleugnet  werden,  dass  einstens  die  Stadt 
sich  auch  Rohrbach  und  Kirchheim  angliedern  und  mit 
der  dort  vorhandenen  Industrie  zu  rechnen  haben  wird. 
Das  Gemeinwesen  kann  aber,  wie  durch  die  steuerliche 
Entwicklung  bewiesen,  auch  ohne  Industrie  empor- 
blühen. Jedenfalls  darf  die  Industrie  mit  ihren  obliga- 
torischen Rauchfängen  nicht  das  Stadtbild  verunstalten. 
Wer  sich  nach  dem  Ausblick  auf  eine  industrielle  An- 
siedlung sehnt,  der  möge  sich  mit  der  ferner  liegenden 
Rheinau  zufrieden  geben.  Gegen  die  Ansiedlung  von 
Industrie  im  Rohrbacher  Stadtteil  und  der  vorliegenden 
Ebene  ist  im  allgemeinen  nichts  einzuwenden,  wenn- 
gleich es  immer  noch  fraglich  bleibt,  ob  sie  selbst  dort 
zu  begriissen  wäre.  Mit  der  Industrie  kommen  auch  die 
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Arbeitermassen  in  die  Stadt.  Viele  werden  ausserhalb 
der  Stadt  wohnen,  manche  aber  werden  sich  auf  dem 
Stadtgebiet  ansiedeln.  Allmählich  wachsen  sich  so- 
genannte Arbeiterviertel  aus,  die  besseren  Volksklassen 
ziehen  in  dieser  Gegend  ab  und  das  Stadtviertel  wird 
nach  und  nach  entwertet.  Der  Gemeinde  bringen  die 
Arbeiter  wachsende  Ausgaben  für  Errichtung  und  Unter- 
haltung von  Schulen  und  sich  mehrende  Armenlasten. 
Es  sind  also  die  Lichtseiten  einer  grossen  Industrie  mit 
nicht  unerheblichen  Nachteilen  verbunden  und  müssen 
diese  bei  der  Verwaltung  einer  Stadt  wie  Heidelberg 
reiflich  erwogen  werden.  Heidelberg  mag  lieber  auf  die 
Steuerkapitalien  der  Gross-Industrie  verzichten  und  in 
der  nachgewiesenen  Entwicklung  fortschreiten.  Viel- 
leicht wird  es  einstens  als  Vorort  und  gesunder  Wohn- 
ort der  Industriebezirke  Mannheim,  Ludwigshafen  etc. 
dienen.  Anfänge  einer  solchen  Entwicklung  sind,  wie 
wir  gesehen  (vergleiche  Kapitel  II  und  III),  vorhanden. 

Durch  Errichtung  von  Schnellbahnen,  die  einen 
regelmässigen  Verkehr  in  kurzen  Zwischenräumen  ver- 
mitteln, wird  Heidelberg  auch  die  Wohnstätte  der  In- 
dustriellen werden. 


Anhang. 


Als  Anhang  sind  noch  zwei  Tabellen  angeschlossen,  welche  die 
Entwicklung  der  Einkommen  aus  Kapitalien  und  Renten  der  wich- 
tigeren Städte  des  ürossherzogtums  in  fünfjährigen  Perioden 
zahlenmässig  feststellen  (Tabelle  VI)  und  die  Beteiligung  derselben 
Städte  an  den  verschiedenen  Steuerquellen  im  Jahre  1907  nach 
ihrer  Stellung  innerhalb  der  einzelnen  Einkommensquellen  ersicht- 
lich machen.  (Tabelle  VII.) 
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Tabelle  VI« 

Einkommen  aus  Kapitalien  und  Renten  in  den  Jahren: 


In 

1 

1886 

1891 

1896 

1901 

1906 

Baden  .... 

2 092  099 

2 529  738 

3 014  914 

4 423  331, 

5 812  146 

Bruchsal  . . . 

460  979 

500  063 

500  297 

623  094 

669  490 

Freiburg  . . . 

4 233  665 

5 457  745 

7 623  314 

9 856  591 

12  900  507 

Heidelberg  . . 

3 097  296 

3 638  449 

4 704116 

6 489  670 

8 849  812 

Karlsruhe  . . 

7 980  765 

10002  482 

11624191 

13  583  996 

16  159  820 

Konstanz  . . . 

872  798 

953  061 

1 109  317 

1 505  063 

1 984  857 

Lahr  .... 

352 156 

391 143 

517  443 

717  925 

863  368 

Mannheim  . . 

5 729  145 

7 202  941 

8 703  738 

13  068  548 

16 138  210 

Offenburg  . . 

379  337 

403  754 

497  933 

. 

735  432 

849  556 

Pforzheim  . . 

1 805  517 

2 517  747 

1 

1 2 670023 

1 

! 

t 

3 127  257 

« 
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Quellen. 


Oesetze  über  die  direkten  Steuern  von  Dr.  K.  Philippowicli  von 
Philippsburg,  Freiburg  1888. 

Finanzarchiv,  III.  Jahrg.,  II.  Bd.  1886,  von  Dr.  Qg.  Schanz.  1886. 

Oew.-Steuerordnung  vom  6.  .April  1815  und  Änderung  derselben 
durch  Gesetz  vom  25.  April  1816. 

Klassensteuergesetz  vom  31.  Okt.  1820. 

Klassensteuergesetz  vom  10.  Juli  18.37. 

Kapitalsteuergesetz  vom  4.  Juli  1848. 

Kapitalsteuergesetz  vom  30.  März  1850. 

Einkommensteuergesetz  (Vorschlag)  vom  28.  Juli  1848. 

Gewerbesteuergesetz  vom  23.  März  1854. 

Katastrierung  der  Waldungen  und  Waldlasten  (Gesetz  vom 
23.  März  1854). 

Katastrierung  des  landwirtschaftl.  Geländes,  Gesetz  vom  7. Mai  1858. 

Katastrierung  der  Gebäude,  Gesetz  vom  26.  Mai  1866. 

Erwerbsteuergesetz  vom  25.  August  1876. 

Kammerverhandlungen  und  Kommissionsberichte  von  1883/84,  „die 
Einführung  einer  Einkommensteuer  betr.“ 

Erste  Denkschrift  über  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Baden 
von  1895. 

Zweite  Denkschrift  über  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Baden 
von  1897. 

Kommissionsberichte  über  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  „die 
Revision  der  Klasseneinteilung  des  landwirtschaftl.  Geländes 
betr.“,  von  1897. 

Gesetz-Entwurf  vom  7./12.  99,  „die  Abänderung  des  Einkommen- 
steuergesetzes und  Kommissionsberichte  dazu“,  1900. 

<jesetz-Entwurf  und  KommissionsLerichte  über  die  Einschätzung 
der  Grundstücke  und  Gebäude  und  die  Vermögenssteuer  betr. 
von  1899  und  1900. 
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Gesetz-Entwurf  mit  Begründung,  sowie  die  Kommissionsberichte, 
die  Vermögenssteuer  betr.,  vom  Jahre  1906  nebst  Kanmier- 
verhandlungen. 

Finanzpolitik,  Buchenberger,  1850—1900. 

Finanzwissenschaft,  Adolf  Wagner.  Schönberg  1892. 

Statistik  der  bad.  Einkommensteuer  in  fünfjährigen  Perioden, 
herausgegeben  im  Aufträge  des  Grossh.  Finanzministeriums 
von  der  Grossh.  Steuerdirektion. 

Heidelberg  und  Umgebung  von  Dr.  K.  Pfaff  1897. 


Curriculum  vitae. 


Geboren  zu  Bretten  im  ürossherzogtuni  Baden  am 
25.  Juli  1883  als  Sohn  des  Grossherzoglichen  Steuer- 
kommissärs Emil  Wurz  und  seiner  Ehefrau  Sophie  geb. 
Egel  besuchte  ich  mit  dem  siebenten  Lebensjahre  die 
Volksschule  zu  Bühl  und  Achern.  Während  mein  Vater 
seinen  beruflichen  Wohnsitz  noch  in  Achern  hatte,  be- 
gann ich  meine  Gymnasialstudien  an  der  Lenderschen 
Anstalt  in  Sasbach.  Mit  der  Versetzung  meines  Vaters 
nach  Offenburg  trat  ich  in  das  dortige  Gymnasium  über 
und  wurde  mir  von  dieser  Anstalt  am  17.  Juli  1903  das 
Zeugnis  der  Reife  für  Universtätsstudien  erteilt. 

Seit  1.  Oktober  desselben  Jahres  genügte  ich  meiner 
militärischen  Dienstpflicht  als  Einjährig-Freiwilliger  im 
dritten  unterelsässischen  Infanterieregiment  Nr.  138  zu 
Strassburg  i.  Eisass.  Gleichzeitig  war  ich  im  Besitz  des 
akademischen  Bürgerrechts  der  dortigen  Universität. 

Im  Herbst  1904  siedelte  ich  an  die  Universität  Hei- 
delberg über,  um  dort  meine  cameralistischen  Studien 
fortzusetzen.  Nach  Ableistung  meiner  ersten  militäri- 
schen Übung  im  März  und  April  des  Jahres  1905  bezog 
ich  die  Universität  Berlin  und  kehrte  im  Wintersemester 
wieder  nach  Heidelberg  zurück.  Im  Sommersemester 
1906  erfolgte  die  Immatrikulation  an  der  Universität 
Freiburg,  an  der  ich  m.eine  Studien  beendete.  In- 
zwischen hatte  ich  mich  der  zweiten  militärischen  Übung 
Lluli  und  August  1906)  unterzogen. 
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Im  Herbste  1908  legte  ich  das  Staatsexamen  für  den 
höheren  Finanzdienst  im  Grossherzogtum  Baden  ab,  im 
Frühjahr  1909  wurde  ich  zum  Leutnant  der  Reserve  be- 
fördert. 

Meine  praktische  Tätigkeit  als  Finanzpraktikant 
begann  ich  bei  dem  Grossherzoglich  badischen  Finanz- 
amt in  Mannheim. 

Heidelberg,  im  Juli  1909. 
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